
Stoppt die deutsche 
Schlepperflotte! 
Wie schon bei der Masseneinwanderung 2015 lässt Deutschland Gesetzesbruch zu

FPÖ setzt Zeichen
beim Parlamentsfinale
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Weil die ÖVP sich nach dem Ko-
alitionsbruch nicht mehr an getrof-
fene Vereinbarungen hält, sicher-
ten die Freiheitlichen zusammen 
mit der SPÖ den Budgetkurs des 
Heeres im Parlament ab – gegen 
die Stimmen des ehemaligen Ko-
alitionspartners.                     S. 6

Heeresbudget gesichert
Trotz des Atomabkommens 

hat der Iran bereits über 300 Ki-
logramm angereichertes Uran für 
sein Atomwaffenprogramm ange-
häuft. Damit, und den Angriffen auf 
Öl-Tanker in der Straße von Hor-
muz provoziert das Ayatollah-Regi-
me den verhassten Westen.  S. 8/9

AUSSENPOLITIK IN EIGENER SACHE

Irans Provokationen

S. 2/3

Freiheitliche verteidigen den rot-weiß-roten Reformkurs gegen die ÖVP – S. 4/5
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ÖVP zeigt sich einmal
mehr als Anti-Volkspartei!
Der im Landesklinikum Tamsweg erst im März 2019 eröff-
nete neue Kreißsaal soll bereits wieder geschlossen wer-
den – trotz einer Petition gegen diesen schwarzen 23-Mil-
lionen-Euro-Schildbürgerstreich. FPÖ-Abgeordneter Ernst 
Lassacher: „So lässt die ÖVP die Bürger im Stich!“     S. 13Nr. 28/29 . Donnerstag, 11. Juli 2019
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Liebe Leser!
Die nächste Ausgabe der NFZ erscheint wegen der
Sommerpause wieder am 1. August 2019.

Die NFZ wünscht Ihnen
einen erholsamen
Urlaub!            
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Die Hitzewelle ist zwar schon 
vorbei, aber am Küniglberg 
scheint die „Klimakrise“ in den 
ORF-Büros noch immer die Hirne 
zu lähmen. Und so schaffte es der 
Titel „Menschenrechte im Mit-
telmeer“ auf die Homepage der 
staatlichen Mediensirene.

Nein, es geht nicht gegen die 
Sardinenhaltung der Sonnenan-
beter an den Stränden von Jesolo 
und Rimini. Es geht um die „Men-
schenrechte“ für jene, die von 
Kriminellen für Geld nach Europa 
gebracht werden wollen, von die-
sen kalkuliert im Stich gelassen 
und von den rein zufällig anwe-
senden NGO-Schiffen „gerettet“ 
werden.

Und ja, es geht um jene schänd-
lichen „rechte Politiker, die Asyl- 
und Migrationspolitik zur Wähler-
mobilisierung“ benutzen – so die 
Sicht der moralischen Übermen-
schen in ihrem Drang zur Welt-, 
Klima- und Sonst-was-Rettung.

Die deutsche Regierung ist vor 
dem mit dem Helfersyndrom in-
fizierten Medien-Tsunami bereits 
eingeknickt, wie schon 2015. Die 
tödlichen Nebenwirkungen dieser 
Tat für knapp 350 Deutsche in den 
beiden letzten Jahren sind ja „Pil-
lepalle“ (Kleinkram), wie Frau 
Merkel zu sagen pflegt.

Ach ja, wir werden uns auf wei-
tere Zuwanderer einstellen müs-
sen, sogenannte „Klimaflüchtlin-
ge“ wie der Boulevard fantasiert. 
Wieso wächst ausgerechnet in den 
Ländern, die am härtesten von der 
„Klimakrise“ betroffen sein sol-
len, die Bevölkerung am schnells-
ten, während die „Klimakrise“ in 
Europa an der sinkenden Gebur-
tenrate schuld sein soll?

Ich mache jetzt von meinem 
„Menschenrecht im Mittelmeer“ 
gebrauch, urlaubsbedingt. 

Die deutsche Regierung kapi-
tuliert vor den eigenen Seeret-
tungs-NGO’s, die den Schleppern 
die Arbeit für den Mittelmeertrans-
fer ihrer „Kundschaft“ abnehmen. 
Kaum hatte eines der deutschen 
Schlepperschiffe 65 illegale Ein-
wanderer in Malta abgeliefert, hat 
es schon wieder 44 Illegale aus 
Seenot „gerettet“.

„Koalition der Schlepper“?
Weil sich Italiens Innenminister 

Matteo Salvini und die Osteuro-
päer bisher erfolgreich gegen eine 
Zwangsverteilung der „Geretteten“ 
in der EU zur Wehr gesetzt haben, 
wollen SPD-Außenminister Heiko 
Maas und sein Staatssekretär Mi-
chael Roth jetzt eine „Koalition 
der Schlepperfreunde“ aufstellen, 
die sich der von den „Seenotret-
tern“ aufgesammelten Illegalen an-
nehmen will. CSU-Innenminister 
Horst Seehofer hat – wie CDU und 
CSU schon 2015 – vor den NGO’s 
und ihren medialen Unterstützern 
kapituliert.

Diesen aktuellen Plänen der 
deutschen Bundesregierung hat der 
geschäftsführende FPÖ-Klubob-
mann Herbert Kickl eine deutliche 
Absage erteilt: „Es wäre ein neuer-
licher Turbo für die Schlepper-Ma-
fia, wenn man die Migranten aus 

Libyen durch die Vereinten Nati-
onen abholen lässt und dann auf 
die EU-Staaten verteilt. Was Mer-
kels Schlepper-Koalition hier vor-
schlägt, würde lediglich die Ein-
wanderung aus dem afrikanischen 
Kontinent massiv verstärken.“

UNHCR bestätigt FPÖ-Kurs
Diese Einschätzung des Ex-In-

nenministers bestätigte Federico 
Fossi vom Flüchtlingshilfswerk 
der Vereinten Nationen, UNHCR 
in einer Nachrichtensendung der 
ARD: „Zu den veränderten Schlep-
per-Strategien hat auch die von Ita-
lien erzwungene nur noch geringe 
Präsenz der Nicht-Regierungsorga-
nisationen auf dem Mittelmeer bei-
getragen. Schlauchboote werden 
jetzt seltener eingesetzt, etwa nur 
mehr wenn ein NGO-Schiff unmit-
telbar in der Nähe ist.“

Das Schließen der italienischen 
Häfen habe auch dazu geführt, dass 
Schlepper wieder verstärkt den 
Land- und Seeweg über die Türkei 
nach Griechenland und von dort 
auf die „Balkanroute“ wählen.

Kickl fordert daher die Über-
gangsregierung auf, sich in aller 
Deutlichkeit von den katastropha-
len Utopien der Berliner Koalition 
zu distanzieren. „In der EU sind die 
Innenminister zuletzt zu dem Er-

Deutschland wiederholt den Fehler von 2015
Mit Entsetzen und harter Kritik hat Ex-Innenminister Herbert 

Kickl auf das Einknicken der deutschen Bundesregierung vor 
den Schlepper-NGO‘s reagiert. Diese will eine „Koalition der Aufnah-
mewilligen“ für die „geretteten“ illegalen Einwanderer in der EU auf-
stellen: „Die Übergangsregierung muss das strikt ablehnen!“ 

Ex-Innenminister Kickl fordert von Übergangsregierung die strikte Ablehnung der EU-Zwangsverteilung von „Geretteten“

Wie Frontex mit einer Video-Aufnahme dokumentiert, haben die Schlepper auf Salvinis Hafensperre reagiert 
und schicken ihre Kundschaft nicht mehr mit Schlauchbooten aufs Meer – außer ein NGO-Schiff ist in der Nähe.

Fo
to

: F
ro

nt
ex

gebnis gekommen, durch eine mas-
sive Aufwertung von FRONTEX 
den Außengrenzschutz der Union 
zu verstärken. Daran muss konse-
quent gearbeitet werden, um das 
Schlepperunwesen einzudämmen“, 
stellte Kickl klar.

Was die humanitäre Lage der 
Einwanderer in den libyschen La-
gern betrifft, regt Kickl einen Ein-
satz der Afrikanischen Union un-
ter UNO-Schirmherrschaft an, mit 
dem Schutzzonen vor Ort sicher-
gestellt werden und von denen die 
Menschen in ihre Heimatländer zu-
rückgebracht werden sollten. Eine 

AUS DER
REDAKTION
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Recht(s) im Mittelmeer

Andreas Ruttinger
andreas.ruttinger@fpoe.at
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Die Entscheidung des Verfassungsgerichts-
hofs, dass eine Fahne mit dem Aufdruck 
„A.C.A.B“ (auf deutsch: „Alle Polizisten sind 
Bastarde!“) , nicht zu belangen sei, ist für den 
Bundesvorsitzende der AUF und FPÖ-Be-
reichssprecher für den Öffentlichen Dienst, 
Werner Herbert, völlig unverständlich: „Dass 
die Justiz die Polizisten einfach im Stich lässt, 
mutet sehr eigenartig an. Da stellt man sich 
die Frage, ob diese Aktion genauso ohne Kon-
sequenzen geblieben wäre, wenn sich diese 
Beleidigung gegen Richter gerichtet hätte.“

Eine Skurrilität zu Sommerbeginn stellt 
die Aussendung des Generalsekretärs der 
Wirtschaftskammer Österreichs, Karl-Heinz 
Kopf, dar. Dieser bekrittelt die letzten Be-
schlüsse des Nationalrates, die immerhin von 
seiner eigenen Partei mitgetragen wurden, 
wie das generelle Rauchverbot, die Anrech-
nung aller Karenzzeiten und der Papamo-
nat“, bemerkte FPÖ-Generalsekretär Christi-
an Hafenecker (Bild): „Diese ÖVP hat nicht 
nur zwei Regierungen gesprengt, nein sie ist 
auch dabei, sich selbst zu zerreißen!“

Innenpolitik
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Unterm Schuljahr Freitags fürs Klima strei-
ken, aber in den Ferien bei Party-Festivals die Umwelt versauen.
BILD DER WOCHE

Schwarze Sprengmeister 

KURZ UND BÜNDIG
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FPÖ-Ex-Innenminister Herbert 
Kickl, der vorbehaltlos den An-
ti-Schlepper-Kurs von Italiens 
Matteo Salvini unterstützt. Nur so 
kann die illegale Zuwanderung aus 
dem afrikanischen Kontinent nach 
Europa gestoppt werden.

Deutschlands Innenminister Horst 
Seehofer, der jetzt vor den Schlep-
per-NGO‘s und deren Medien-
freunden kapituliert und seinen 
Amtskollegen Matteo Salvini sogar 
zu einem Bruch der italienischen 
Gesetze aufgefordert hat.

AUFSTEIGER ABSTEIGER
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Beschimpfung ist ok?

Rotes Wahlkampfmärchen
„Wenn SPÖ-Chefin Rendi-Wagner in Linz 

die Einführung der Mindestpension lobt, so 
wirkt dies scheinheilig“, kritisierte der frei-
heitliche Seniorensprecher Werner Neubauer. 
Jahrelang sei unter den ehemaligen SPÖ-So-
zialministern in diese Richtung nichts ge-
schehen, die österreichischen Pensionisten 
wurden glatt im Stich gelassen. Es habe erst 
eine FPÖ in der Regierung gebraucht, um 
diesen wichtigen Schritt zur Bekämpfung der 
Altersarmut umzusetzen, erklärte Neubauer. 
Wenn die SPÖ nun versucht, diese Maßnah-
me als die ihre zu verkaufen, dann ist das ein 
reines Wahlkampfmärchen.Fo
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Deutschland wiederholt den Fehler von 2015
Ex-Innenminister Kickl fordert von Übergangsregierung die strikte Ablehnung der EU-Zwangsverteilung von „Geretteten“

Wie Frontex mit einer Video-Aufnahme dokumentiert, haben die Schlepper auf Salvinis Hafensperre reagiert 
und schicken ihre Kundschaft nicht mehr mit Schlauchbooten aufs Meer – außer ein NGO-Schiff ist in der Nähe.

Arbeit, die von der UNO schon 
jetzt für freiwillige Rückkehrer er-
ledigt wird.

Kurz spielt wieder Wendehals
„Dass die Vereinten Nationen 

jetzt die Arbeit der Schlepper über-
nehmen sollen und Deutschland 
die Migranten nach Europa holt, 
wo sie dann mit voller Reisefrei-
heit wieder ihr bevorzugtes Ziel-
land ansteuern können, ist hinge-
gen nicht hinnehmbar“, mahnte der 
ehemalige Innenminister. Denn es 
könne keinesfalls im Interesse Eu-
ropas liegen, dass unter dem Deck-

mantel des Asyls neue legale Wege 
der Einwanderung nach Europa ge-
schaffen werden.

Kritik übte Kickl auch an ÖVP-
Chef Sebastian Kurz. Der habe es 
bisher abgelehnt, sich in der Fra-
ge der sogenannten „Seenotretter“ 
hinter Italiens Innenminister Salvi-
ni zu stellen und dessen Vorgangs-
weise zu unterstützen: „Von Herrn 
Kurz gab es nur Schweigen. Jetzt, 
eine Woche später – wohl nachdem 
ein paar Umfragen gemacht wor-
den sind – vertritt auch er plötzlich 
unsere Position, die ,Geretteten‘ 
zurück nach Afrika zu bringen.“
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Einige der Beschlüsse, die ver-
gangene Woche im Parlament ge-
fasst wurden, sind mit erheblichen 
Kosten verbunden, jammerten die 
ÖVP und deren treue Medien. Laut 
einer „Schnellanalyse“ des Finanz-
ministeriums würden sich für das 
kommende Jahr 2020 Mehrkosten 
von mehr als 240 Millionen Euro 
ergeben, die bis ins Jahr 2023 auf 
1,1 Milliarden Euro anwachsen 
werden.

Bereits budgetierte Kosten
Was sind denn nun diese angebli-

chen Kostentreiber? Den Löwenan-
teil hat laut den Aufstellungen des 
Finanzressorts die Ausgestaltung 
der Bestimmungen über die An-
rechnung von Vordienstzeiten von 
öffentlich Bediensteten. Dabei geht 
es um Zeiten vor dem 18. Geburts-
tag sowie den Präsenz- und Zivil-
dienst. Nur wurde dieser Beschluss 
nicht aus Jux und Tollerei gefällt, 
sondern wandelte die bisherige Be-
stimmung nach einem Urteil des 
Europäischen Gerichtshof in eine 

EU-rechtskonforme Gesetzesma-
terie um.

Der nächste „Kostentreiber“ ist 
das nun ab 1. Jänner 2020 jährlich 
um den Pensionsanpassungsfaktor 
zu erhöhende Pflegegeld. Für diese 
Novelle haben sich alle Abgeord-
neten im Nationalrat entschieden. 
Denn das Pflegegeld wurde seit der 
Einführung im Jahr 1993 erst ein-
mal erhöht, und das im Jahr 2016. 
Seit 1993 habe es daher in der 
höchsten Pflegestufe durch die In-
flation einen Verlust von 600 Euro 
gegeben.

Ab 2020 wird die jährliche Valo-
risierung des Pflegegelds nun mit 
dem jeweiligen Anpassungsfaktor 
nach dem ASVG erfolgen.

In das Budget eingerechnet war 
auch die Erhöhung der Mindest-
pension bei langer Versicherungs-
dauer. Dagegen haben übrigens nur 
die Neos gestimmt, der – nach heu-
tiger Sicht – Wunschkoalitionspart-
ner der neuen Kurz-ÖVP.

Wer 40 Jahre oder länger er-
werbstätig war, wird ab 2020 eine 

Das ÖVP-Wahlkampfmärchen der Kostenfalle
In der vergangenen Woche wurde der Gesetzgeber, das Parlament, 

im „freien Spiel der Kräfte“ aktiv, sehr zum Mißvergnügen der 
ÖVP, die diese Situation durch die Aufkündigung der Koalition selbst 
verursacht hat. Die von ihr beklagte Kostenexplosion fürs Budget fin-
det nicht statt, ausgenommen bei ihrem Umfaller zum Rauchverbot.

Die ÖVP beklagt angebliche „Zusatzkosten“ fürs Budget, aber verschuldet diese beim generellen Rauchverbot selbst 
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Thema 
der 

Woche

Von Hubert Fuchs, Steuerrechtsexperte und 
Ex-FPÖ-Finanzstaatssekretär Fo
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Schuldenbremse: 
Budget- und
Steuerpolitik mit 
Hausverstand

„Wir stellenFairness 
und soziale Gerechtig-
keit für die Österrei-

cher sicher.“

Norbert Hofer und der FPÖ-Klub haben an den in der Koalition vereinbarten Beschlüssen festgehalten – und den rot-weiß-roten Reformkurs des Regierungsprogramms abgesichert.

Nach 65 Jahren der Schulden-
politik – unter maßgeblicher 

Mitverantwortung der SPÖ bzw.
ÖVP – werden wir 2019 auf Bun-
desebene erstmals einen administ-
rativen Überschuss erwirtschaften. 
Hätte Altkanzler Kurz die Koalition 
nicht ohne Not in die Luft gesprengt, 
so hätten wir 
das Nulldefi-
zit sowohl auf 
B u n d e s e b e -
ne als auch 
g e s a m t s t a a t -
lich bis 2023 
d u rc h g e h e n d 
gewährleisten können. Im Jahr 
2023 hätte Österreich erstmals 
seit dem EU-Beitritt (!) sämtliche 
Maastricht-Kriterien erfüllt. Mög-
lich gemacht hat diese nachhaltige, 
verantwortungsvolle und zukunfts-
orientierte Budgetpolitik die frei-
heitliche Regierungsbeteiligung.

Um sicherzustellen, dass zukünf-
tige Regierungen mit dem Steuer-
geld der Österreicher ebenso ver-
antwortungsvoll umgehen, wie die 
ÖVP-FPÖ-Koalition, war eine ver-
fassungsrechtliche Verankerung 
der Schuldenbremse als Ergänzung 
zum EU-Stabilitäts- und Wachs-
tumspakt notwendig. Kein Pri-
vathaushalt kann auf Dauer mehr 
ausgeben als er einnimmt. Dieser 
Hausverstand sollte auch für Re-
gierungen gelten!

Die vergangene parlamentari-
sche Woche war für die Österrei-
cher eine gute Woche! Neben der 
Schuldenbremse wurden zahlrei-
che Maßnahmen von der FPÖ mit-
beschlossen, die ein hohes Maß an 
Verantwortungsbewusstsein tra-
gen.

Eine bedeutende Maßnahme be-
trifft die Steuerreform 2020 mit 
der Entlastung niedriger Ein-
kommen von Arbeitnehmern und 
Pensionisten durch eine Rücker-
stattung der Sozialversicherungs-
beiträge (SV-Bonus) und der Ent-
lastung von Kleinunternehmern 
(Pauschalierungsmöglichkeit in 

der Einkommensteuer, Erhöhung 
der Kleinunternehmergrenze in der 
Umsatzsteuer, Erhöhung der Gren-
ze für Geringwertige Wirtschafts-
güter, Senkung der Sozialversiche-
rungsbeiträge, Bürokratieabbau). 
Arbeitnehmer werden dadurch um 
bis zu 300 Euro jährlich entlastet, 

Pensionisten um 
bis zu 200 Euro 
jährlich. Ohne 
dem Engage-
ment der FPÖ in 
den letzten Wo-
chen wären die-
se wichtigen Ent-

lastungsmaßnahmen nicht mehr 
umgesetzt worden! All diese Maß-
nahmen wurden budgetär bereits 
berücksichtigt.

Weitere wichtige Maßnahmen 
betreffen die automatische Va-

lorisierung des Pflegegeldes in al-
len Stufen und die Erhöhung der 
monatlichen Mindestpension für 
Österreicher auf 1.200 Euro bzw 
1.500 Euro für Ehepaare. Auch 
wenn diese Maßnahmen noch nicht 
budgetiert wurden, sind wir die-
se der älteren Generation einfach 
schuldig. Wer diese notwendigen 
Maßnahmen abfällig als „Wahlzu-
ckerl“ bezeichnet, verhöhnt damit 
die Pensionisten, Pflegebedürfti-
gen und deren Familien, die eine 
ganz hervorragende Arbeit leisten.

Auf Grund eines Urteils des Eu-
ropäischen Gerichtshofes musste 
Österreich eine EU-rechtskonfor-
me Ausgestaltung der Bestim-
mungen über die Anrechnung von 
Vordienstzeiten (Zeiten vor dem 
18. Geburtstag) von öffentlich Be-
diensteten sicherstellen. Diese un-
erwarteten Mehrkosten sind bud-
getär zwar nicht berücksichtigt, 
stellen aber eine gerechte und 
rechtsnotwendige Maßnahme dar.

Die FPÖ wird auch weiterhin für 
eine Budget- und Steuerpolitik mit 
Hausverstand eintreten, wodurch 
Fairness und soziale Gerechtigkeit 
für die Österreicher sichergestellt 
sind.
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Das ÖVP-Wahlkampfmärchen der Kostenfalle
Die ÖVP beklagt angebliche „Zusatzkosten“ fürs Budget, aber verschuldet diese beim generellen Rauchverbot selbst 

Pension von zumindest 1.200 Euro 
netto (das sind 1.315 Euro brutto) 
erhalten. Ehepaaren soll ein Be-
trag von 1.500 Euro netto (das sind 
1.782 Euro brutto) gebühren. An-
gerechnet werden dazu auch bis zu 
zwölf Monate Präsenz- bzw. Zivil-
dienst sowie bis zu fünf Jahre Kin-
dererziehungszeiten.

Das ÖVP-Problem Familie
Verbesserungen gibt es auch für 

Familien, ein weiteres Thema mit 
dem die ÖVP seit Jahren nicht zu-
recht kommt: Die Zeiten der El-
ternkarenz müssen künftig bei Ge-

haltsvorrückungen und anderen 
zeitabhängigen Ansprüchen von 
Arbeitnehmerinnen in vollem Um-
fang berücksichtigt werden. Was 
durch kollektivvertragliche Verein-
barungen vielfach bereits Realität 
ist, ist nun flächendeckend in allen 
Branchen und Bereichen umzuset-
zen.

Beschlossen wurde auch eine 
Anhebung der Zuverdienstgrenze 
beim Kinderbetreuungsgeld, damit 
Betroffene während des Kinder-
geldbezugs auch weiterhin einer 
geringfügigen Beschäftigung nach-
gehen können.

Die letzten beiden Tage im Na-
tionalrat waren etwas besonderes. 
Es war Neuland für alle Beteilig-
ten und eine Sternstunde für den 
österreichischen Parlamentaris-
mus.

Durch das Aufkündigen der 
Koalition durch die ÖVP wurde 
das so oft zitierte „freie Spiel der 
Kräfte“ erstmals wirklich umge-
setzt.

Die FPÖ konnte mit wechseln-
den Mehrheiten wichtige Projekte 
im Parlament beschließen.

Dazu zählen das Glypho-
sat-Verbot, die Änderungen im 
Parteienfinanzierungsgesetz, die 
Anhebung der Mindestpensionen, 
der Rechtsanspruch auf den Papa-
monat, das Aus für Plastiksackerl 
oder die tägliche Bewegungsein-
heit für Kinder und Jugendliche.

Viele Kommentatoren – und 
auch das Finanzministerium – 
warnten gleich vor hohen Kosten, 
die mit den diversen Beschlüssen 
verbunden seien.

Wir Freiheitliche sind uns der 
Verantwortung bewusst, dass wir 
der kommenden Regierung nicht 
gleich zum Beginn einen milli-
ardenschweren Rucksack an Be-
schlüssen umhängen wollen.

Aber die Valorisierung des Pfle-
gegeldes ist ein Akt der Fairness. 
Seit 1993 wurde dieser Leistung 
nicht der Wertverlust durch die 
Inflation angepasst, wodurch den 
betroffenen Menschen viel Geld 
verloren gegangen ist.

Diese Maßnahme macht im 
kommenden Jahr etwas mehr als 
50 Millionen Euro aus und ist zu-
gleich eine Stärkung der Motiva-
tion, pflegebedürftige Menschen 
zuhause zu pflegen. Dieses Geld 
ist gut investiert, hilft Menschen 
in der Not und ist ein Gebot der 
Fairness. 

Sozial und gerecht

Ebenfalls fixiert wurde per 1. 
September 2019 der „Papamonat“, 
der Vätern einen Rechtsanspruch 
auf eine einmonatige Arbeits-
freistellung nach der Geburt ihres 
Kindes gibt – gegen die Stimmen 
von ÖVP und NEOS übrigens. 

Anerkennung finden jetzt auch 
die vielen freiwilligen Helfer: Ih-
ren Unternehmen wird eine Art 
Ausfallsentschädigung für die 
Freistellung ihrer Mitarbeiter bei 
einem Katastrophenfall erstattet.

Eine Entlastung der Bürger – 
gegen die Stimmen von ÖVP und 
Neos – gibt es zukünftig durch die 
Halbierung der Gerichtskosten bei 
sofortigem Vergleich in der ers-
ten Verhandlung. Denn Österreich 
liegt bei den Gerichtsgebühren 
weit über dem EU-Schnitt. 

Aber richtig teuer wird der 
ÖVP-Umfaller zur Rücknahme 
des mit der FPÖ 2018 beschlosse-
nen Rauchverbots in der Gastrono-
mie. Gegen das nunmehr generelle 
Rauchverbot haben Gastronomen 
bereits eine Klage geplant, die sich 
gegen diese Bevormundung rich-
tet sowie eine Entschädigung für 
die Kosten bei der Errichtung von 
Raucher- und Nichtraucherberei-
chen einfordert. Aber diese Kosten 
kümmerten die ÖVP keinesfalls.
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Norbert Hofer
design. FPÖ-Bundesparteiobmann

Norbert Hofer und der FPÖ-Klub haben an den in der Koalition vereinbarten Beschlüssen festgehalten – und den rot-weiß-roten Reformkurs des Regierungsprogramms abgesichert.
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ÖVP-Klubchef Wöginger & Co: Rückzieher vom bisherigen Reformkurs.

POLITIK
ANALYSIERT
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Norbert Nemeth
Klubdirektor der FPÖ

HOHES
HAUS
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FINANZPOLITIK GESETZGEBUNG

Mit Stimmenmehrheit wurde letzte Woche die 
Änderung des Transparenzdatenbankgesetzes im 
Plenum beschlossen. „Das ist ein wichtiges Steue-
rungsinstrument im Sinne eines effizienten Ressour-
ceneinsatzes und für mehr Transparenz, Informati-
on, Kontrolle und Wirtschaftlichkeit bei öffentlichen 
Förderungen und Subventionen. Diese müssen jetzt 
schon bei Gewährung gemeldet werden“, zeigte 
sich FPÖ-Abgeordneter Gerhard Kaniak überzeugt. 

Transparenz bei Förderungen
Im abgelaufenen Parlamentsjahr 

fanden 49 Plenarsitzungen mit ei-
ner Gesamtdauer von 257 Stun-
den statt. Beschlossen wurden da-
bei 127 Gesetze, dazu kamen 21 
Staatsverträge und drei Vereinba-
rungen mit den Bundesländern. 
31,46 Prozent der Gesetzesbe-
schlüsse erfolgten einstimmig.

Parlamentsbilanz

Neben dem vieldiskutierten 
Partei-Gesetz wurde auch das 
Klubfinanzierungsgesetz auf An-
trag von FPÖ und SPÖ geändert. 
Nunmehr erhalten Klubs, die ei-
nen Frauenanteil von mehr als 40 
Prozent aufweisen, einen Bonus 
von 3 Prozent der ursprünglichen 
Fördersumme.

Dieser Antrag wurde im Ver-
fassungsausschuss von unserem 
stv. Bundesparteiobmann Harald 
Stefan eingebracht. Ob sein Name 
künftig in eine Reihe mit Simone 
de Beauvoir und Alice Schwarzer 
stehen wird, bleibt abzuwarten.

Wichtig ist vielmehr, dass durch 
diesen Antrag einer der ÖVP, der 
einen saftigen Frauenmalus, also 
Strafgelder für Klubs deren Frau-
enanteil weniger als 40 Prozent 
beträgt, abgewehrt wurde. Dieser 
Antrag, der rein die FPÖ treffen 
sollte, wäre aus einer ganzen Rei-
he von Gründen verfassungswid-
rig gewesen.

So würde eine finanzielle Be-
strafung von Klubs mit zu we-
nig oder gar keinen Frauen, dem 
Prinzip des passiven Wahlrechtes 
widersprechen. Denn in einer 
Demokratie hat jedermann das 
Recht, sich nach Belieben zu ei-
ner Wahlpartei zusammenzufin-
den. Der Wähler entscheidet, wer 
in den Nationalrat mit Klubstatus 
gewählt wird und wer nicht.

Im Nachhinein in Form eines 
Malus eine Beurteilung vorzu-
nehmen, ob der Wähler gut oder 
schlecht gewählt hat, wäre demo-
kratiewidrig. Da ist das nunmeh-
rige Anreizsystem effektiver und 
mit den Prinzipien unserer Verfas-
sung besser vereinbar. Der FPÖ-
SPÖ-Antrag wurde mit überwäl-
tigender Mehrheit (dagegen war 
nur die ÖVP) angenommen.

Frauenbonus!
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Erstmals klare Budget-
zahlen für das Heer
FPÖ/SPÖ-Antrag sorgt für einen verfassungskonformen Zustand

„Dieser Antrag ist notwendig, 
weil der schlechte Zustand des ös-
terreichischen Bundesheeres un-
bestritten ist. Leider ist die ÖVP 
aus diesem Antrag mit der Be-
gründung, dass sie grundsätzlich 
nicht Budgetzahlen in einem Ent-
schließungsantrag festschreiben 
wolle, ausgestiegen“, bedauerte 
FPÖ-Wehrsprecher Reinhard E. 
Bösch den Absprung der ÖVP.

ÖVP bricht Regierungsprogramm
Dabei sei gerade durch den Bruch 

der Koalition durch die ÖVP diese 

notwendige budgetäre Entwicklung 
des Bundesheeres unmöglich ge-
worden. „Es ist natürlich befremd-
lich, dass wir als ehemalige Re-
gierungspartei jetzt mit der SPÖ 

Ex-Verteidigungsminister Ma-
rio Kunasek hat eine Trend-

wende zur Wiederherstellung 
der Verteidigungsfähigkeit des 
Heeres eingeleitet. Die wird jetzt 
von der FPÖ/SPÖ sichergestellt.
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Budget zur Sicherung der Einsatzfähigkeit wurde sichergestellt.

das ursprünglich mit der ÖVP aus-
verhandelte Regierungsprogramm 
umsetzen müssen“, wunderte sich 
Bösch über die Distanzierung der 
ÖVP von der Koalitionseinigung.
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Der Ausbau und die Förderung 
des öffentlichen Verkehrs zählt zu 
den wirksamsten Maßnahmen zum 
Erreichen der Klimaziele. Deshalb 

haben FPÖ und ÖVP einen Ent-
schließungsantrag zur Umsetzung 
der von Norbert Hofer initiierten 
„Nahverkehrsmilliarde“ im Nati-
onalrat eingebracht. „Darin ersu-
chen wir den Verkehrsminister im 
Einvernehmen mit dem Finanzmi-
nister die rechtlichen und budgetä-
ren Rahmenbedingungen für eine 
Mitfinanzierung von einzelnen 
Verkehrsprojekten in Ballungsräu-
men zu schaffen“, erklärte heute 
FPÖ-Generalsekretär Christian 
Hafenecker.

Noch nie zuvor sei so viel Geld 
in den Ausbau der Schienen-Inf-
rastruktur investiert worden: Im 

ÖBB-Rahmenplan für die Jahre 
2018 bis 2023 sind insgesamt 13,9 
Milliarden Euro veranschlagt. Zu-
sätzlich wird der Schienen-Per-
sonenverkehr mit mehr als 700 
Millionen Euro und der schienen-
gebundene Güterverkehr mit 100 
Millionen Euro pro Jahr gefördert.

„Wir setzen hier klar auf positive 
Anreize anstatt auf sinnlose Verbo-
te, wie es beispielsweise in Wien 
gegenüber den Autofahrern an der 
Tagesordnung ist“, betonte Hafen-
ecker. Durch diese Projekte sollen 
Lücken im Öffi-Verkehr zwischen 
Ballungsräumen und dem ländli-
chen Raum geschlossen werden.

„Ein positives Signal für die Zukunft!“
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Tagesordnung

1. Eröffnung des 33. Ordentlichen 
Bundesparteitages durch den
designierten Bundesparteiobmann 
Ing. Norbert Hofer

2. Begrüßung durch Landesparteiobmann 
Mario Kunasek

3. Totengedenken

4. Genehmigung der Tagesordnung und 
Beschlussfassung über die Geschäfts-
ordnung des Bundesparteitages

5. Einsetzen einer Mandatsprüfungs- und 
Stimmenzählungskommission und
zweier Protokollbeglaubiger

6. Bericht des designierten Bundes-
parteiobmannes Ing. Norbert Hofer

7. Bericht des Bundesfinanzreferenten 
MMag. DDr. Hubert Fuchs

8. Bericht der Rechnungsprüfer

9. Aussprache über die Berichte 

10. Wahlen
– der/des Bundesparteiobfrau/-mannes
– der Stellvertreter
– des Bürgeranwaltes 

und seines Stellvertreters
– weiterer Mitglieder 

des Bundesparteivorstandes
– der Mitglieder der 

Bundesparteileitung
– der Rechnungsprüfer und 

ihrer Ersatzleute
– der Mitglieder des 

Bundesparteigerichtes

11. Rede der/des neugewählten 
Bundesparteiobfrau/-mannes

12. Leitantrag 

13. Anträge 

14. Schlussworte

15. Bundeshymne

33. Ordentlichen Bundesparteitag 
der Freiheitlichen Partei Österreichs
Samstag, 14. September 2019, Messe Congress Graz
Beginn: 10.00 Uhr

Einladung zum
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Irans wohlkalkulierte Provokationen 
zur Erpressung des Westens
Nach Angriffen auf Öl-Tanker jetzt das offene Bekenntnis zum Atomwaffenprogramm 

Der neue Chef der Islamischen Revolutionsgarden droht Israel, 
den USA und Europa offen mit Militäraktionen und Terror, falls 

sie Maßnahmen gegen das iranische Atomwaffenprogramm ergreifen 
sollten. Dieses hat der Iran jetzt auch offiziell hochgefahren und damit 
das 2015 getroffene Atomabkommen seinerseits verworfen.

Der Iran hat an der nächsten 
Schraube der Eskalation gegenüber 
den westlichen Unterzeichnerstaa-
ten des Atomabkommens gedreht. 
Er hat vor einer Woche zugegeben, 
mehr als die erlaubten 300 Kilo-
gramm angereichertes Uran zu be-
sitzen, und jetzt angekündigt dieses 
über den für Verwendung in Atom-
kraftwerken tauglichen Grad anzu-
reichern – also Kernwaffen-taug-
lich zu machen.

Atomwaffenprogramm aktiv
Dass dies bereits knapp ein Jahr 

nach Aufkündigung des Vertrags 
durch die USA möglich war, lässt 
den Schluss zu, dass der Iran dieses 
gar nicht einhalten wollte. Zudem 
dürften gemäß dem Abkommen 
nur nukleare Anlagen und Stand-
orte im Iran inspiziert werden, die 
vor dessen Unterzeichnung im Jahr 
2015 bekannt waren und als solche 
deklariert waren. Militäranlagen 
waren von den seltenen Inspektio-
nen durch Kontrolleure der Inter-
nationalen Atomenergiebehörde 
(IAEA) ebenfalls ausgeschlossen.

Dass der Iran seit Jahresbeginn 

an der Eskalation der Situation ar-
beitet, beginnend mit Drohnen-An-
griffen auf Öl-Tanker in der Straße 
von Hormuz hängt auch an einer 
Personalentscheidung von Irans 
oberstem Führer, Ayatollah Ali 
Khamenei, zusammen. Der hat am 
21. April überraschend Hussein Sa-
lami an die Spitze der Islamischen 
Revolutionären Garden (IRGC) be-

Mit Raketen bestückte Schnellboote, dem Nachbau eines britischen Renn-
bootes, sollen die US-Marine von einem Angriff auf den Iran abhalten.

EIn Bild mit Symbolcharakter: Kriegssschiffe der USA und Israels treiben brennend auf einem Meer, symbolisch dargestellt mit einer Kufiya, dem pa-
lästinensischen Kopftuch. Damit verweist der Iran auch gleich drohend auf seinen wichtigsten Verbündeten, die Terrormiliz Hisbollah.
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Kommende Woche steht im 
Europaparlament die Wahl 
von Ursula von der Leyen zur 
EU-Kommissionschefin an. Das 
„Spitzenkandidaten-Prozedere“ 
hat sich damit als jener Schmäh  
erwiesen, der er immer war: Der 
Versuch von EVP und Sozialisten 
im Parlament sich in einer Art 
Selbstermächtigung ein im Ver-
trag nicht vorgesehenes Recht zu 
nehmen. Kein Fehler also, dass 
sich das vorerst erledigt hat.

Wir werden Ursula von der 
Leyen trotzdem nicht wählen. Sie 
ist einfach die Falsche, die den 
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FÜR ÖSTERREICH IM EU-PARLAMENT

Warum wir Von der 
Leyen nicht wählen

Nationalstaaten die Souveränität 
nehmen und die Macht in Brüs-
sel zentralisieren will. „Mein 
Ziel sind die Vereinigten Staaten 
von Europa – nach dem Muster 
der föderalen Staaten Schweiz, 
Deutschland oder USA“, diktier-
te sie dem „Spiegel“.  Und: „Das 
Europa meiner Kinder oder 
Enkelkinder stelle ich mir aber 
schon so vor, dass es kein loser 
Verbund in nationalen Interessen 
verhafteter Staaten sein wird.“

Da ist es kein Wunder, dass sie 
als Verteidigungsministerin für 
eine EU-Armee eingetreten ist 
– und nicht nur deshalb zur Fa-
voritin Macrons wurde, der sie 
angeblich als EU-Kommissions- 
chefin ins Spiel gebracht hatte. 
Wer eine desolate Bundeswehr, 
Millionenhonorare für Berater 
hinterlässt und „es nicht einmal 
schafft, ein Segelschulschiff ohne 
massive Kostenüberschreitung 
reparieren zu lassen“, ist auch 
als Kommissionspräsidentin un-
geeignet. Die Stimmen der FPÖ 
bekommt Von der Leyen nicht.

Harald Vilimsky

Donnerstag, 11. Juli 2019

Harald VILIMSKY
(FPÖ-Generalsekretär, MEP)
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KURZ UND BÜNDIG

US-Präsident Donald Trump hat Kritik 
an den Zuständen in Internierungslagern 
für Migranten in den USA zurückgewiesen. 
„Viele dieser illegalen Ausländer leben jetzt 
viel besser als dort, wo sie herkamen, und 
unter viel sichereren Bedingungen“, erklär-
te Trump. Sollten diese unglücklich über die 
Zustände in den Lagern an der Grenze zu 
Mexiko sein, dann „sagt ihnen einfach, dass 
sie nicht illegal sondern auf legalem Weg in 
die USA kommen sollen!“ Der US-Präsident 
machte die Demokraten für die Krise an der Grenze mitverantwortlich, 
weil sie zu keiner Reform der Migrationsgesetze bereit seien.

Die ungarischen Streitkräfte werden erneut 
in Grenzschutzaufgaben einbezogen, erklär-
te der ungarische Polizeichef János Balogh. 
Grund dafür ist die steigende Zahl illegaler 
Grenzübertritte an der Grenze zu Serbien, die 
sich in diesem Jahr verdoppelt hat. Schlepper 
und Illegale würden das Grenzschutzsystem 
nach Möglichkeiten für das Durchbrechen 
auskundschaften. Vor allem im Sommer 
versuchten sie den starken Urlauberverkehr 
für die illegalen Grenzübertritte zu nutzen. 
„Dank der Beteiligung der Armee kann die 

Exekutive jetzt die Zahl der Polizeibeamten, die die grüne Grenze bewa-
chen, um einhundert pro Tag verringern“, sagte Balogh. 

Ungarn verstärkt Grenzschutz

Trump gegen illegale Einreise
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Irans wohlkalkulierte Provokationen 
zur Erpressung des Westens
Nach Angriffen auf Öl-Tanker jetzt das offene Bekenntnis zum Atomwaffenprogramm 

rufen. Ein Hardliner, der bisher für 
das iranische Raketenprogramm 
verantwortlich war, von dem auch 
die Hisbollah im Gaza-Streifen 
profitierte.

Angekündigte Anschläge
Im Januar 2019 drohte Salami 

bereits „Israel von der politischen 
Landkarte der Welt zu entfernen.“ 
Wenige Tage später fügte er dem 
im Staatsfernsehen die Europä- 
ische Union hinzu, falls die Euro-
päer sich den Interessen der Aya- 
tollahs widersetzen sollten: „Wir 
planen, Amerika, Israel und ihre 

Mit Raketen bestückte Schnellboote, dem Nachbau eines britischen Renn-
bootes, sollen die US-Marine von einem Angriff auf den Iran abhalten.

EIn Bild mit Symbolcharakter: Kriegssschiffe der USA und Israels treiben brennend auf einem Meer, symbolisch dargestellt mit einer Kufiya, dem pa-
lästinensischen Kopftuch. Damit verweist der Iran auch gleich drohend auf seinen wichtigsten Verbündeten, die Terrormiliz Hisbollah.
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Partner und Verbündeten zu bre-
chen. Unsere Bodentruppen wer-
den den Planeten vom Dreck ih-
rer Existenz reinigen.“ – Und unter 
Bodentruppen war nicht die regu-
läre iranische Armee gemeint, son-
dern die Quds-Brigaden, die für 
Terroranschläge im Ausland zu-
ständig sind.

Am 13. Mai – unmittelbar nach 
den ersten Angriffen auf Tanker im 
Golf von Oman – zeigte er sich vor 
einem Angriff der USA sicher. Die 
USA würden es niemals wagen, ei-
nen Krieg mit dem Iran zu begin-
nen: Die US-Flugzeugträger seien 
„ziemlich verwundbar“. Diese War-
nung erklärt sich aus den massiven 
Investitionen des Iran in U-Boo-
te, Torpedos, Raketen, Drohnen 
und Schnellboote. Mit ihren Droh-
nenangriffen tief in das saudische 
Hinterland haben die vom Iran un-
terstützten jemenitischen Huthi-Re-
bellen die Effektivität der irani-
schen Waffen bereits vorexerziert.

Am 28. Mai bestätigten die Re-
volutionsgarden ihre Absicht mit 
einem riesigen Wandbild zu Ehren 
des „Quds-Tages“: Vor dem Hinter-
grund des Jerusalemer Felsendoms 
zeigt es einen Ozean mit brennen-
den Schiffen unter amerikanischer 
und israelischer Flagge und dem 
vielsagenden Text: „Wir haben sie 
alle ertränkt!“
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„Klima-Rettung“ kostet 
zigtausend Arbeitsplätze

Die deutsche Wirtschaft hinkt 
nicht mehr, ganze Bereiche tau-
meln bereits. Der nach Umsatz 
weltweit größte Chemiekonzern 
BASF wird 6.000 Mitarbeiter ent-
lassen, die meisten in Deutschland. 
Auch Bayer wird sich von 12.000 
Mitarbeitern trennen, aber keines-
falls nur als Folge der Monsan-
to-Übernahme, sondern vor allem 
wegen der Technik- und Chemie-
feindlichkeit der Klimabewegten.

Das Rückgrat der deutschen In-
dustrie und die letzte große Bran-
che, in der das Land einmal welt-
weit führend war, geht ebenfalls 
am Stock: die Autoindustrie. Die 
Kunden sind wegen des Dieselan-
triebs – mit dem angeblich ganze 
Städte vergiftet werden – verunsi-
chert und halten sich mit Käufen 
zurück. Die E-Autos werden vom 
Publikum verschmäht, wie zuletzt 
BMW-Vorstand Klaus Fröhlich 
(siehe NFZ 27/2019) bestätigte.

Die Folge: Bei Audi stehen 
10.000 Jobs in Ingolstadt und 
Neckarsulm auf dem Spiel, Ford 

will in Europa 12.000 Leute ent-
lassen, und bei BMW wird ein Ein-
stellungsstopp überlegt.

Das bekommen auch die Autozu-
lieferer zu spüren. Die stellen kein 
Personal mehr ein und haben die 
Investitionen gestoppt. Der Präsi-
dent des deutschen Maschinenbau-
erverbandes, Carl Martin Welcker 
sprach bereits von einer Krise, die 
er noch nicht erlebt habe. Aufträge 
würden storniert, und selbst fertige 
Maschinen würden nicht mehr ab-
genommen.

Die globalen CO2-Emittanten.
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Herrn Haselsteiner selber ins Knie 
schoss, indem Sie bei jeder Gele-
genheit die Parteifinanzierung kri-
tisierte und damit die verstärkte 
Aufmerksamkeit auf sich und ihren 
Großspender lenkte? Kann man ei-
gentlich noch dümmer an seinem 
eigenen Ast sägen!

Armin Schütz, Wien

Jeder eine Minderheit
Scheinbar besteht Österreich 

nur mehr aus zersplitterten, hilfe-
bedürftigen Minderheiten – über-
spitzt ausgedrückt. Sind Gesetze 
und die Verfassung schon so weit 
fortgeschritten, dass sich fast jeder 
als abgehängter, ungleich behan-
delter Bürger betrachtet und ei-
nen individuellen Gesetzesvollzug 
braucht? Diesen Spendiersozialis-
mus auf Staatskosten müssen wir 
Bürger selbst bezahlen – und sei es 
mit neuen Schulden, also auf Kos-
ten unserer Kinder.

Alois Neudorfer, Vöcklabruck 

Leserbriefe

TERMINE LESER AM WORT
Kurz schauspielert

Ex-Bundeskanzler Sebastian 
Kurz findet den jüngsten Entschei-
dungsprozeß in der EU hinsichtlich 
der Postenbesetzung ein „unwür-
diges Schauspiel“. Es würde dem 
„Image“ der EU schwer schaden. 
Mir kommen die Tränen. Wie kann 
man auch nur! 

  Cora Katzenberger, Puchenau

Heuchelei
Ab 1.11.2019 darf man an öf-

fentlichen Orten, an denen Speisen 
und Getränke hergestellt, verar-
beitet, verabreicht und konsumiert 
werden, nicht mehr rauchen. Das 
Rauchverbot gilt auch für Wasser-
pfeifen und E-Zigaretten. Es hat 
Folgen: Das Cafe in meiner Wohn-
siedlung besuchen auch sehr viele 
Raucher und es ist sehr zu befürch-
ten, dass es so wie viele andere 
Gaststätten schließen wird. Das ist 
vor allem im ländlichen Raum eine 
Katastrophe. Durch den Lärm, den 
Raucher vor den Lokalen verursa-
chen, wird es auch viele Konflik- Leserbriefe: redaktion.nfz@fpoe.at

te mit Anrainern geben. Ich frage 
mich nur, ob Rot-Grün das Ha-
schischrauchen nun ebenso ableh-
nen wie die Tabakzigarette? Oder 
sind alle diese „Antiraucher“, 
wozu jetzt auch die ÖVP zählt, nur 
Heuchler?

Josef Pasteiner, Wr. Neustadt

Klimanotstand 
Was soll der „Klima-Notstand“ 

bringen – außer daß sich ein paar 
linke Politiker wichtig machen 
können. Es beginnt bei den linken 
Demonstrantent, die für das Klima 
marschieren, aber überall ihren 
Mist – vom Tschick bis zur Geträn-
kedose oder der PET-Flaschen – 
einfach fallen lassen. Wenn es sich 
nicht um „Berufsdemonstranten“ 
handelt, so könnten die Schulkin-
der auf das „Mama-Taxi“ verzich-
ten, das sie von der Wohnungs- bis 
zum Schultor bringt. Damit die lie-
ben Kids sich ja nicht anstrengen 
wenn sie ein paar Meter zur Fuß 
gehen müssen. Umweltmaßnahmen 
sind wichtig – nur sollen immer die 
Anderen verzichten oder sparen 
und – vor allem – sollen immer die 
Anderen dafür bezahlen.

Stephan Pestitschek, Strasshof

Am eigenen Ast gesägt 
Haben Sie sich nicht auch über 

die geistigen Verrenkungen der 
Neos gewundert, dass sich aus-
gerechnet die gekaufte Partei des 
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Bitte geben Sie uns für Rückfragen Ihre E-Mail oder Telefonnummer bekannt**:

* Bitte nur ausfüllen, wenn Sie Mitglied einer FPÖ-Landesgruppe sind. Wir wollen damit mögliche Doppelzusendungen vermeiden.
** Wir erhalten von der Post in regelmäßigen Abständen Retoursendungen und wollen diese überprüfen. Ihre Daten werden vertraulich behandelt.

BESTELLSCHEIN
Friedrich-Schmidt-Platz 4/3a, 1080 Wien 
Tel: 01 512 35 35 – 29, Fax: 01 512 35 35 – 9
E-Mail: jana.feilmayr@fpoe.at
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Die FPÖ Donaustadt lädt am 
Donnerstag, dem 11. Juli 2019, 
zu ihrem „Sommergespräch“ mit 
FPÖ-Delegationsleiter im Europa-
parlament und Generalsekretär Ha-
rald Vilimsky ins Gasthaus „Golde-
ner Hirsch“ (Hirschstettner Straße 
83, 1220 Wien). Beginn: 19.00 Uhr. 

Die FPÖ Donaustadt lädt am 
Donnerstag, dem 18. Juli 2019, zu 
ihrem „Sommergespräch“ mit dem 
steirischen FPÖ-Landesparteiob-
mann Mario Kuasek ins Gasthaus 
„Goldener Hirsch“ (Hirschstettner 
Straße 83, 1220 Wien). Beginn: 
19.00 Uhr. 

Die FPÖ Donaustadt lädt am 
Donnerstag, dem 11. Juli 2019, 
zu ihrem „Sommergespräch“ mit 
FPÖ-Sozialsprecherin Dagmar Be-
lakowitsch ins Gasthaus „Goldener 
Hirsch“ (Hirschstettner Straße 83, 
1220 Wien). Beginn: 19.00 Uhr. 

Die FPÖ-Ortsgruppe Estern-
berg lädt am Samstag, dem 13. Juli 
2019, zu ihrem Grillfest in der Eis-
schützenhalle am Sportplatz (4092 
Esternberg) ein. Beginn: 18.00 Uhr. 

Sommergespräche 
der FPÖ Donaustadt

Sommergespräche 
der FPÖ Donaustadt

Sommergespräche 
der FPÖ Donaustadt

Grillfest der
FPÖ Esternberg

Blaue Sommernacht 
in Wernberg
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WIEN
Türkenpartei wirbt mit 
Frauenbad für Wien-Wahl
FPÖ: Weiterer Schritt zur Islamisierung Wiens mit rot-grüner Duldung!

Die Bewegung gibt vor, für „ein 
friedliches Zusammenleben unab-
hängig von Geschlecht, Herkunft, 
Hautfarbe, Religion“ zu stehen, 
aber im Freibad hört sich das Mit-
einander aber anscheinend auf.

So hat der Parteigründer Turgay 
Taskiran letzte Woche ein Freibad 
nur für Frauen in Wien gefordert, 
und will auch gleich noch weitere 
„geschützte Räume für selbstbe-
stimmte Frauen“ schaffen – also 
ein Art islam-konforme Frauenbe-
wegung in Wien.

Scharia, nicht Emanzipation
„Unter dem Deckenmantel der 

,Emanzipation‘ würde damit die 
Bildung von Parallelgesellschaf-
ten weiter voranschreiten und in 
Wirklichkeit der Gleichberech-
tigung widersprochen“, ortet der 
Landesparteiobmann der Wiener 
FPÖ, Dominik Nepp, ein grundle-

Die rot-grüne Politik des Weg-
schauens ermöglicht in der 

Bundeshauptstadt immer skur-
rilere Entwicklungen: So fordert 
jetzt die Migrantenpartei „So-
ziales Österreich der Zukunft“, 
die 2020 zur Wien-Wahl antreten 
will, ein reines Frauenbad.

Das „selbstbestimmte Frauenbild“ der SÖZ-Parteivorstände.

gendes Missverständnis zum The-
ma Gleichberechtigung in dieser 
Türkenpartei.

Als „scheinheilig und leicht 
durchschaubar“ kritisierte auch 
FPÖ-Generalsekretär Harald Vi-
limsky diese Forderung Taskirans: 
„Dieser frauenverachtende Vor-
schlag ist lediglich ein neuerlicher 
Versuch, in Richtung Islamisierung 
unseres Landes zu gehen.“

Beide FPÖ-Politiker warfen der 
rot-grünen Stadtregierung vor, mit 
ihrer falsch verstandenen Toleranz 
gegenüber moslemischen Zuwan-
derern den fortschreitenden Aus-
bau von Parallelgesellschaften ver-
schuldet zu haben: „Die FPÖ ist ein 
Garant dafür, dass einer derartigen 
unterschwelligen Islamisierung mit 
absurden und frauenfeindlichen 
Auswüchsen, ein Riegel vorge-
schoben wird!“ 

Angesichts der immer ag-
gressiver  auftretenden Jugend-
banden – auch gegenüber der 
Exekutive – aus dem Zuwanderer-
milieu forderte Nepp eine Reform 
des Jugendgerichtsgesetzes und 
des Strafgesetzes. „Ziel der Re-
form sollte sein, das Alter für die 
Strafmündigkeit herabzusetzen. 
Statt mit 14 Jahren sollten Jugend-
liche bereits mit zwölf Jahren straf-
mündig sein“, forderte der Wiener 
FPÖ-Vizebürgermeister.
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In einem kühlen Café bei der 
Albertina hab ich vor ein paar 
Tagen einen richtigen Schreck 
bekommen. Plötzlich haut der 
Gast am Nachbartisch die Zei-
tung samt dem hölzernen Zei-
tungshalter auf seinen Tisch und 
schreit: „Des glaub i jo ned! Naa, 
des glaub i ned!“

Nach kurzem wusste ich, was 
den Mann so aufgebracht hat. Er 
hatte gerade gelesen, dass ein Ver-
ein namens „Soziales Österreich 
der Zukunft“ in Wien ein Bad nur 
für Frauen fordert. Damit die isla-
mischen Damen „nicht dem Mo-
dedruck der westlichen Schön-
heitsideale ausgesetzt“ sind.

Ich verstand den Kaffeehaus-
nachbarn. Mir reicht’s ja, wenn 
ich dem Anblick der kopftüchlbe-
waffneten Watscheldamen ausge-
setzt bin. 

Es gibt in bestimmten Schulen 
eh schon nur islamisch erlaubtes 
Essen. Die Kruzifixe sollen ab-
genommen werden. „Grüß Gott“ 
soll durch „Hallo“ ersetzt werden. 

Mich wundert, dass die 
Prinz-Eugen-Straße und die Erz-
herzog-Karl-Straße noch so hei-
ßen. Mitsamt dem Türkenschanz-
park. Und dass die Anker-Uhr am 
Hohen Markt noch „Prinz Eugen, 
der edle Ritter“ spielt. Und jetzt 
kämen noch islamische Damen-
bäder dazu. Den Roten und Grü-
nen wär’s zuzutrauen. 

Wieder einmal atme ich auf, 
weil es die Blauen gibt.

Schöne Zukunft

WIENER SPAZIERGÄNGE

von Hannes Wolff
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Gegen die Stim-
men der ÖVP hat 
der Vorarlberger 
Landtag eine Wahl-
kampfkosten-Ober-
grenze sowie klare 
Transparenzre-
gelungen und 
Prüfrechte für 
den Landes-Rechnungshof be-
schlossen. FPÖ-Klubobmann Da-
niel Allgäuer zeigte sich zufrieden, 
wobei die Obergrenze für Partei-
spenden noch tiefer hätte angesetzt 
werden können.

Burgenlands FPÖ-Landes-
hauptmann-Stellvertreter Johann 
Tschürtz wies die Kritik der Grü-
nen am Sozialverein „Burgenlän-
der in Not“ als „grenzenlose Un-
verschämtheit“ zurück. Es gebe 
keinen finanziellen Geldfluss von 
Seiten des Vereins in Richtung Par-
tei, sondern umgekehrt, die Frei-
heitliche Partei stelle dem Verein 
Mittel zur Verfügung. Der Verein 
hat sich dem Zweck verschrieben, 
Burgenländer, die sozial schlechter 
gestellt oder in eine Notlage gera-
ten sind, zu unterstützen, stellte der 
FPÖ-Landesparteichef klar.

Grüne Verleumdung

OBERÖSTERREICH

VORARLBERG

Sparbeschluss

„Tarnen und Täuschen“, wirft 
der Verwaltungssprecher der FPÖ 
Oberösterreich, Walter Ratt, dem 
roten Linzer Magistrat sowie auch 
der SPÖ im Landtag im Zuge der 
Behandlung des Rechnungshofbe-
richts über die Linzer Aktenaffäre 
vor: „Hier wurde von Anfang an 
versucht, Missstände auf dreiste 
Weise zuzudecken, das gesamte 
Ausmaß des Schadens herunter-
zuspielen.“ Die Anklageerhebung 
gegen sechs Bedienstete der Stadt 
Linz, einschließlich des Bürger-
meisters und der Magistratsdirek-
torin, wird immer noch geprüft. 
Deren Rechtsanwaltskosten belau-
fen sich bereits auf 930.000 Euro, 
der direkte Schaden wegen Untä-
tigkeit der Magistratsabteilung auf 
382.375 Euro. Ob die Anwaltskos-
ten von den Beklagten zurückver-
langt oder am Steuerzahler hängen 
bleiben werden, wird spannend.

Tarnen und Täuschen

An der Spitze der Freiheitlichen 
in der burgenländsichen Landes-
hauptstadt Eisenstadt gibt es nach 
dem letzten Stadtparteitag eine per-
sonelle Neuerung. Landtagsklu-
bobmann Géza Molnár, er führt die 
FPÖ-Eisenstadt seit dem Jahr 2005, 
bleibt zwar auch weiterhin Obmann 
der Stadtpartei, nunmehr aller-
dings als Teil einer „Doppelspitze“. 
Zweiter Teil dieser Doppelspitze 
als geschäftsführender Stadtpartei-
obmann ist nun Thomas Schnöller, 
zweifacher Vater und BMHS-Leh-
rer mit privatwirtschaftlicher Er-
fahrung. „Es ist Zeit für frischen 
Wind“, betonte Molnár.

Molnár und Schnöller

Doppelspitze in 
FPÖ Eisenstadt

Daniel Allgäuer

BURGENLAND

OBERÖSTERREICH
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Kaum hat die türkis-blaue 
Landesregierung das größte 

Investitionspaket mit den ÖBB 
ausverhandelt, regt sich Kritik 
aus der roten Stillstandspartei.

Mit Verwunderung reagierte 
Oberösterreichs FPÖ-Verkehrs-
sprecher Peter Handlos auf die 
Kritik von SPÖ-Verkehrssprecher 
Alois Stöger am Schienen-Investi-
tionspaket, das letzte Woche zwi-
schen dem Land und den ÖBB 
abgeschlossen wurde: „Nach jahre-
langen Verhandlungen werden über 
600 Millionen Euro in die Moder-
nisierung von Strecken und Bahn-
höfen investiert. Und Herr Stöger 
findet ein Haar in der Suppe.“  

Erinnerungshilfe für SPÖ
Bis vor zwei Jahren wurden die 

Infrastrukturminister immer von 
der SPÖ gestellt, darunter auch 
Stöger selbst. Nur habe sich in die-
sen Jahren nichts bewegt im Be-

reich der Schienen-Investitionen, 
erinnerte Handlos. „Da hat es erst 
einen Bundesminister Norbert Ho-
fer und einen Infrastrukturlandesrat 
Günther Steinkellner von der FPÖ 
gebraucht, bis auch hier endlich 
Reformen möglich waren!“

Die freiheitliche Verkehrspolitik 
hat in Oberösterreich in wenigen 
Jahren mehr zusammengebracht 
als in über einem Jahrzehnt roten 
Stillstands bewegt wurde. „In die-
sem Sinne ist Stögers Kritik ent-
behrlich“, bemerkte Handlos.

FPÖ-Politik lässt jahrzehntelange 
rote Untätigkeit vergessen
Land und ÖBB schließen 600-Millionen-Schieneninvestitionspaket

Im Zusammenhang mit der kürz-
lich getätigten Kritik von Kärntens 
rotem AK-Präsidenten Günther 
Goach an den hohen Strompreisen 
in Kärnten konstatierte FPÖ-Lan-
desparteichef Klubobmann Gernot 
Darmann ein „spätes Erwachen aus 
dem Winterschlaf“: „Es freut mich, 
dass nunmehr auch die AK-Kärn-

ten endlich aufgewacht ist und uns 
Freiheitliche beim Kampf gegen 
die von SPÖ und ÖVP geduldeten 
hohen Strompreise in Kärnten un-
terstützt.“

Denn die SPÖ-geführte Landes-
regierung bestellt schließlich den 
Aufsichtsrats-Chef der KELAG 
und hat im Jahr 2018 rund 15 Mil-
lionen Euro Dividende vom Lan-
desenergieversorger kassiert.

„Es kann nicht sein, dass ei-
nerseits die Kärntner allein heu-
er durch die Strom-Netzkostener-
höhung im Vergleich zum Vorjahr 
rund 14 Millionen Euro mehr an 
Stromkosten zahlen müssen und 
andererseits die Landesregierung 
rund 15 Millionen Dividende von 
der KELAG kassiert“, kritisierte 
Darmann.

Laut E-Control seien die 
Strom-Netzkosten in Kärnten dop-
pelt so hoch als etwa in Vorarlberg 
und diese sind heuer nochmals um 
10 Prozent gestiegen, während sie 
in anderen Bundesländern sinken.

Darmann: SPÖ holt sich über ho-
hen Strompreis ein Körberlgeld.

Rote „Stromkassiere“
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Peter Handlos: FPÖ holt nach, was SPÖ-Minister versäumt haben.
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Die Geburtenstation
in Tamsweg erhalten!
ÖVP verhöhnt Bürger-Petition mit über 3.000 Unterschriften 

Die Landesklinik Tamsweg wird 
derzeit um rund 23 Millionen Euro 
erneuert und umgebaut. Unter an-
derem wurde erst im März 2019 der 
neue Kreißsaal im Lungauer Spital 
eröffnet. „Fast unverständlich da-
her, dass die Gynäkologie der Lan-
desklinik voraussichtlich im Som-
mer ihren Vollbetrieb einstellen 
wird“, empört sich FPÖ-Landtags-
abgeordneter Ernst Lassacher.

Seit Jahren spreche die FPÖ das 
Thema an, aber ÖVP-Gesundheits-
landesrat Christian Stöckl versage 
jedoch bei der Suche nach einem 
Primar.

Petition abgeschmettert
Grund genug für die FPÖ, die 

Petition einer jungen Lungauer 
Mutter zum Erhalt der Abteilung 
zu unterstützen. Nicht unterstüt-
zenswert für die ÖVP. „Während 
Stöckl im Plenarsaal eine halbe 
Stunde schwadronierte, ohne je-
doch den Fortbestand garantieren 
zu können, wurde die Petition nicht 
einmal angenommen, sondern le-

ÖVP-Gesundheitslandesrat 
Stöckls Zuwarten gefährdet 

die Gynäkologie im Kranken-
haus Tamsweg. Die Entscheidung 
wurde wieder einmal vertagt.

diglich zur Kenntnis gebracht“, kri-
tisierte Lassacher. Auf gut Deutsch: 
Außer Spesen nichts gewesen. Eine 
Verhöhnung der Lungauer!

Die Konsequenzen einer Ein-
stellung der Gynäkologie sind hin-
länglich bekannt. Die Folgen und 
Risiken langer Anreisewege bei 
Schwangerschaften wären dabei 
für die ärztliche Versorgung im 
Lungau verheerend und nieman-
dem zuzumuten, betonte Lassa-
cher: „Wir können jetzt nur noch 
auf ein Wunder hoffen. Ein Spa-
refroh gleichzeitig als Finanz- 
und Gesundheitslandesrat hat den 
Lungauern das eingebrockt.“
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Worte verletzen. Worte heilen. 
Worte können Freude spenden, 
Trost schenken. Worte können 
Verständnis schaffen oder gna-
denlos Verwirrung stiften. Die 
Macht des Wortes ist schier unbe-
grenzt. Es ist das wohl mächtigste 
Instrument. Für jene, die es be-
herrschen.

Und deshalb empfand ich es 
auch als verstörend, als eine 
„Standard“-Redakteurin in der 
vergangenen Woche unsere Op-
positionsarbeit, speziell die An-
träge im Landtag, als „destruktiv“ 
bezeichnete. Noch verstörender 
empfand ich ihre Antwort auf die 
Frage, ob sie „destruktiv“ in Form 
von demokratiefeindlich oder ver-
fassungszersetzend verstehe.

„Es ist doch nur ein Wort“ ent-
gegnete die junge Redakteurin.

So fragte ich, welcher unserer 
Anträge denn destruktiv wäre: 
Etwa die zahlreichen Anträge 
zum öffentlichen Verkehr oder die 
Prüfung einer Autobahnauffahrt 
am Walserberg? Die Maßnahmen 
betreffend Eisenbahnmobilität 
im Lungau, die Verlängerung der 
Pinzgauer Lokalbahn? Geht es 
vielleicht um die Kassenarztver-
träge im Flachgau, die wir aus-
bauen möchten oder meint sie das 
Tätigkeitsverbot im Kinder- und 
Jugendbereich für verurteilte Pä-
dophile? Womöglich erachtet sie 
die Revitalisierung des Hinter-
sees, die durch unsere Argumen-
tation nun veranlasst wird, als 
destruktiv.

Ich könnte noch lange so weiter-
schreiben, denn insgesamt haben 
wir 49 Anträge seit Beginn der 
Legislaturperiode eingebracht. 
Ich könnte ihr ja raten, künftig be-
hutsamer mit Worten umzugehen. 
Andererseits denke ich mir: Es ist 
doch nur der „Standard“.

Nur ein Wort?

Marlene Svazek
FPÖ-Landesparteiobfrau Salzburg

Fo
to

: F
PÖ

 S
al

zb
ur

g

Länder

SALZBURG

Europol wappnet sich bereits 
für eine neue Flüchtlingswelle, 
weil in den vergangenen Wochen 
2.000 Flüchtlinge die europäischen 
Grenzen überschritten haben und 
Zigtausende auf die Balkanroute 
hinsteuern. Daher will das Euro-
päische Polizeiamt mit einem Son-
derermittler-Team der Schlepperei 
entgegenwirken.

„Während sich Europol bereits 
für eine neue Flüchtlingswel-
le wappnet, wiegt die steirische 
Landesregierung trotz des zuneh-
menden Asylanten-Stroms die Be-

völkerung in falscher Sicherheit“, 
empörte sich FPÖ-Landesparteiob-
mann Mario Kunasek. ÖVP-Lan-
deshauptmann Hermann Schützen-
höfer und die für Asyl zuständige 
SPÖ-Landesrätin Doris Kampus 
lassen die steirische Bevölkerung 
zu den vermehrten Asylwerberauf-
griffen im Dunkeln. „Dieses Vorge-
hen ist völlig verantwortungslos. 
Landeshauptmann Schützenhöfer 
hat gemeinsam mit dem Innenmi-
nister umgehend für umfassende 
Information der Öffentlichkeit zu 
sorgen“, forderte Kunasek. 

Schweigen zur Asylwelle
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Kunasek: „Landeshauptmann 
und Minister sollen informieren!“

Nach dem 23-Millionen-Euro-Umbau im Vorjahr 
will die ÖVP die Geburtenstation in Tamsweg 
schließen – gegen den Willen der Bevölkerung.

LÄNDER-
SACHE
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für Betreuungs- 
und Unterstüt-
zungsleistun-
gen“ (BBU), 
die neben der 
B e t r e u u n g 

auch die Rechts-
beratung der Asylwerber überneh-
men wird. Das Blatt erblickt darin 
ein „Postenparadies“ für die FPÖ, 
obwohl noch kein einziger Posten 
vergeben wurde und Herbert Kickl 
nicht mehr Innenminister ist.

Eine ungebührliche Beeinflus-
sung der der Nationalratswahl 
hat der „Kurier“ 
aufgedeckt. Nein, 
nicht die Russen, 
sondern die Gast-
wirte wollen über 
die sozialen Medi-
en gegen das ge-
nerelle Rauchver-
bot mobil machen, 

k u r i e r . a t

ÖSTERREICH· FUTUREZONE
Dienstag I 9. Juli 2019

18

VON FLORIAN CHRISTOF

Luftfahrt.
Umschnelles
Umsteigenundeine
guteAuslastungzu
ermöglichen, sind
einigeTricksnötig.

Im unüberschaubaren Netz
an Flugverbindungen dafür
zu sorgen, dass Passagiere so
schnell und effizient wie
möglich von A nach B kom-
men, ist für Airlines wie das
Zusammenstückeln eines
riesigen Puzzles. Da es für
Fluglinien nicht möglich ist,
jedeStadtdirektanzufliegen,
wird die gesamteAngelegen-
heit ungemein kompliziert.
EsmüssenUmsteigemöglich-
keiten eingeplant werden.
Der Zwischenstopp soll da-
beimöglichst kurz sein.

KurzeZeitfenster
Um Städte miteinander zu
verbinden,gibt es fürFlugge-
sellschaften je nach Ge-
schäftsmodell zwei Möglich-
keiten, wie die Flugpläne er-
stellt werden: Mit sogenann-
ten „BankedHours“ odermit
einem Point-to-Point-Netz-
werk.

Bei den „Banked Hours“
handeltessichumkurzeZeit-
fenster, in denen viele Flüge

Nach welcher Logik die Fluglinien
ihre Flugpläne gestalten

landen, abgefertigt werden
undwiederabheben.Aufdie-
se Weise können Umsteige-
zeitenminimiertwerden.

Billig-Airlines
Billigfluglinien verfolgen
einenanderenAnsatz alsAir-
lines,dieaufgroßeFlughäfen
alsDrehkreuze setzen. Billig-
flieger organisieren ihre
FlugplänenachdemPoint-to-
Point-Ansatz und kümmern
sichdabeiwenigumeffizien-
teundkurzeUmsteigeverbin-
dungen. Ihr Ziel ist es, die
Zeit,diedieFliegeramBoden
verbringen, sokurzwiemög-
lich zu halten, um möglichst
viele Flugverbindungen pro
Tag undMaschine durchfüh-
ren zu können. Außerdem
können sie auf Flughäfen die
ruhigenZeitenaußerhalbder
Banked Hours nutzen, an
denen ohnehin Ressourcen
frei sind. Passagiere kom-
men mit Billigairline zwar
günstig von einer Stadt in
die andere, eine bequeme
Verbindung mit Umsteigen
ist allerdingsGlückssache.

TeureStehzeiten
Bei Banked-Hours-Flugplä-
nen liegt die Schwierigkeit
darin, dass in den Zeitfens-
ternenormvieleFlügegleich-
zeitig abgefertigt werden
müssen, was die Kosten und
den logistischen Aufwand in

die Höhe treibt. Da die Start-
zeiten an die einzelnen Blö-
cke angepasst sind, ergibt
sichmanchmalfüreinenFlie-
gereinelängereStehzeit,was
die Airlines teuer zu stehen
kommt. Denn ein Flugzeug
spielt nur Geld ein, wenn es
fliegt.EinFlieger,derherum-
steht, kostet nur. Für die Air-
lines ist das Erstellen des
Flugplans daher ein Abwä-
gen zwischen guten Um-
steigeverbindungenundeffi-
zienter Flugzeugnutzung.

USAundzurück
Das zentrale Drehkreuz für
AustrianAirlines ist der Flug-
hafen Wien. Beispielsweise
startenallefünfAustrian-Flü-
ge von Wien in Richtung
Nordamerikainnerhalbeiner
halbenStunde. „AlsHub-Air-
line taktenwir unseren Flug-
planso,dassvordiesemBlock
mit interkontinentalen Flü-
gen einweiterer Block anZu-
bringerflügen in Wien ein-
trifft“, erklärt ein Sprecher
der Austrian Airlines gegen-
überdemKURIER.Aufdiesen
eintreffenden Flügen befin-
den sich Passagiere, die
dannetwaaufeineNordame-
rika- oder auf eine europäi-
scheVerbindungumsteigen.

Umgekehrt ist es genau-
so: Rückflüge aus Nordame-
rika kommen ebenfalls ge-
sammelt in einem gewissen

Zeitraum inWien an. Das er-
möglich Transferpassagie-
ren, auf den darauffolgen-
den Block umsteigen zu kön-
nen. In diesem Block sind
wiederum unter anderem
FlügenachOsteuropa,womit
sich der Kreis schließt.

Nord-Süd-Problematik
Flüge von Nord- nach Süd-
amerikageltenalsdieschwie-
rigsten Routen, um einen ef-
fizienten Flugplan zu erstel-
len. Die Airlines entscheiden
sichmeist dazu, ihreMaschi-
nen in Südamerika länger
am Boden zu lassen, um
beim Rückflug nach Nord-
amerika möglichst viele An-
schlussflüge gewährleisten
zu können. Würden sie
gleich nach der Landung
nach Nordamerika zurück-
fliegen,würden sie inderRe-
gel nachts ankommen und
keine Anschlussverbindun-
gen erreichen.

American Airlines etwa
versucht, das Beste daraus zu
machen: Das Unternehmen
hat am Flughafen in São Pau-
lo in Brasilien einen Hangar
errichtet, umFlugzeugewar-
ten zu können, während sie
auf denRückflug nachNord-
amerika warten. Die Airline
profitiert dabei doppelt, da
die Arbeitszeit der Techniker
in Brasilien wesentlich güns-
tiger als in denUSA ist.
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gen – sei es das Unterneh-
men, dieMarke, das Produkt
oder die Konkurrenz – in der
Presse oder in sozialen Me-
dien findensoll.

Analyse inEchtzeit
„Mit dem Algorithmus kön-
nen Kommentare aus ver-
schiedenen Blickwinkeln
analysiert werden. Zum Bei-
spielwie positiv oder negativ
Meinungen sind oderwelche
Themen,MarkenoderPerso-
nen im gewünschten Zusam-
menhang genannt wurden“,
erklärt Geschäftsführer Sze-
keres.

In nur wenigen Minuten
wird ermittelt, was Kunden
oder Mitbewerber über das
eigene Unternehmen sagen.

Mit der Social-Listening-
Software werden Verbrau-
chermeinungen sowie Reak-
tionen auf Firmen in den ver-
schiedenen Social-Media-
Kanälenausgewertet.Nutzer
der Software können mit
einer Liste an Suchbegriffen
ausgewählte Quellen absu-
chen. „Das Durchforsten
funktioniert fast in Echtzeit.
Tagesaktuelle Ergebnisse
sind Standard“, heißt es. Der
Algorithmus läuft dabei per-
manent im Hintergrund.
Stößt er auf einen Treffer,
folgtdieBenachrichtigung.

Bei der Recherche wird
aufgezeichnet, wo und was
über das Unternehmen ge-
schriebenwurde undwelche
Inhalte die Online-Reputa-

Imagepflege.NeticleuntersuchtReaktionenzu
ProduktenundMarken inOnline-Netzwerken

Aufstand. Lokalehaben1,2MillionenFollower

·· ·························································

„Warum eigentlich“
Rauchverbot in Lokalen (8. 7.

ab 18.35); Wh. jede Stunde auf

schauTV und auf kurier.at
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Im Internet wird an Lob und
Kritik nicht gespart. Gut für
Unternehmen, denn die Re-
aktionen sind für die Weiter-
entwicklung von Produkten
essenziell. Die unzähligen
Rezensionen auszuwerten,
ist fürvieleeineMammutauf-
gabe. Dies will das ungari-
sche Start-up Neticle, das
2012 als Universitätsprojekt
gestartet wurde und inzwi-
schen in acht Ländern agiert,
erleichtern und bietet einen
Algorithmus fürOnline-Text-
analysen.

Péter Szekeres, Róbert
Horváth und Zoltán Csikós
haben ein automatisiertes
und auf künstlicher Intelli-
genzbasierendesSystement-
wickelt, das alle Erwähnun-

Start-up analysiert Ruf von Unternehmen
INNOVATION

tion beeinflussen. Besonders
geeignet seiNeticle fürGroß-
unternehmen wie Versiche-
rungen, Banken, Lebensmit-
telhändleroderLuftlinienso-
wie für kleinere undmittlere
Betriebe, die einen regen
Austausch mit ihren Kunden
über digitale Kanäle haben,
sagteinFirmensprecher.

Expansion
Das Start-up hat vor Kurzem
dasAkzeleratorenprogramm
des Wiener Start-up-Zent-
rums Wexelerate absolviert.
Nach dem Start in Ungarn,
Bulgarien, Rumänien, Geor-
gien, Ukraine, Russland,
Polen und Deutschland folgt
jetztauchderMarkteintritt in
Österreich. – ANDREEA IOSA

GASTRONOMIE

Wirte gegen Rauchverbot:
„Wahl beeinflussen“

„Jeder soll selber über sei-
nenKörperbestimmenkön-
nen“,sagtGastronomHeinz
Pollischansky. Der Chef
mehrerer Betriebe in Wien
kämpft seit jeher gegen das
absoluteRauchverbot.Erist
eine der Galionsfiguren der
Anti-Rauchverbot-Wirte.
„Wir dürfen einen fettigen
Schweinsbraten essen und
Alkohol trinken, aber die
Politiker wollen uns sagen,
dass wir nicht rauchen dür-
fen. Das sehe ich nicht ein“,
sagtPollischansky.

Viele Wirte hätten sich
österreichweit als Bewe-
gung zusammengetan. Al-
lein in Wien seien es mehr
als 200 Betriebe mit 5.000
Mitarbeitern. Insgesamt
hätten die Lokale 1,2 Mil-
lionen Follower in Sozialen
Netzwerken. „Damit kön-
nenwir dieWahl beeinflus-
sen. Wir werden uns genau
überlegen, welche Partei
wir vor der Wahl unterstüt-
zen. Je nachdem, welche
Parteiunsunterstützt“, sagt
Pollischansky.

Bisher war es die FPÖ,
die hinter den Wirten stand

und das absolute Rauchver-
botwiederkippte.Manhoffe
aber, dass sich während des
Wahlkampfs auch andere
Parteien auf die Seite der
raucherfreundlichen Wirte
stellen. Von dem Rauchver-
bot wären wohl auch ande-
re Branchen wie Fleischer
oder Bäcker betroffen, da
die Gastronomen weniger
Geld ausgeben könnten.
Nachsatz: „Ja, Rauchen ist
schädlich, das stimmt.Aber
auch Arbeitslosigkeit ist
schädlich. Die Leute, die in
die Arbeitslosigkeit ge-
drängt werden – was ma-
chen die mit ihrem Leben?
Vielewerdendepressiv und
soweiter, und auch das ver-
ursacht Kosten“, sagt Polli-
schansky. – BIRGIT SEISER

KURIER.AT

Burgenland. Die Population des geheimen W
appentieres

der Burgenländer ist laut Verein Birdlife im Sink
flug. Grund

dafür seien etwa die schwindenden Wiesenf
lächen, auf

denen der Storch Nahrung findet. JAN ROHZEHNAL/ISTOCKPHOTO

Damit alle Passagiere ihre Anschlussflüge erre
ichen können, müssen die Flugpläne entsprech

end intelligent erstellt werden

Im KURIER-Interview erklärte Pollischansky, wa
s die Wirte planen

WIESE WEG, STORCH WEG
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DER STANDARD

chronik

mit Anfang 2020 sämtliches Ver-

mögen des bisherigen Referats 

Asyl-„Versorgungsleistungen“ – 

Gebäude, Fuhrpark, Rechtsver-

hältnisse, Forderungen und Ver-

bindlichkeiten – in das Eigentum 

der Agentur BBU übergeht, ist 

man am Werken.  

Eine „eigens für die BBU einge-

richtete Projektgruppe“ beschäfti-

ge sich mit der „Umsetzung der 

vom Gesetzgeber beschlossenen 

Vorgaben“, reagierte die dortige 

Pressestelle au
f eine Vielzahl von 

Standard-Fragen. Die meisten 

davon blieben unbeantwortet – 

insbesondere jene, die sich mit  

der Errichtung, Geschäftsführung 

und dem Aufsichtsrat der BBU be-

schäftigten. 

Viele Posten zu besetzen 

Tatsächlich hält sich das BBU-

Errichtungsgesetz, etwa was die 

Zahl künftiger Geschäftsführer 

angeht, bedeckt. Es werde „einen 

oder mehrere“ derartige Posten ge-

ben, heißt es in Paragraf 9. Der 

Empfehlung des Rechnungshofs 

(RH) im Begutachtungsverfahren, 

hier zumindest „eine Obergrenze“ 

festzulegen, folgte man im Ex-

Kickl-Ressort nicht.  

Ebenso verfuhr man mit der RH-

Empfehlung, die Bestellung einer 

„interimsmäßigen Geschäftsfüh-

rung“ zu überdenken. Diese ob-

liegt „dem Innenminister“ – und 

zwar gleich „für 24 Monate“ sowie 

ohne das Stellenbesetzungsgesetz 

anzuwenden. Auch im Agentur-

aufsichtsrat wird das Innenminis-

terium das Wort führen: Sechs 

von zwölf Mitgliedern sollen aus 

dem Haus selbst kommen, vier aus 

der BBU-Interessenvertretung.  

„Das passt gut zu der großzügi-

gen Postenvergabe in Kickls Ex-

Kabinett“, so SPÖ-Nationalratsab-

geordneter Reinhold Einwallner: 

„Die Kontrolle der Agentur wird 

das künftig sehr erschweren.“ 

ASYL
  REPORT

Wie Asylwerber in Österreich leben und wie sie ihre Rechte im 

Verfahren wahren können, wird sich ab 2020 grundlegend ändern.  

Die neue Asylagentur verstaatlicht fast das gesamte Flüchtlingswesen  

und schafft im Innenministerium eine Vielzahl neuer Jobs.  

Irene Brickner

Die neue Asylagentur  

als Postenparadies 
Beschlossen wurde das Ge-

setz für die neue staatliche 

Asylagentur am 16. Mai 

2019 – nur einen Tag bevor das Ibi-

za-Video die österreichische In-

nenpolitik durchschüttelte. Die 

massive Kritik von Experten, aus 

der Zivilgesellschaft sowie aus der 

damaligen Opposition an der 

Grundversorgungs betreuung für 

Asylwerber allein durch den Staat 

und – vor allem – an staatlicher 

Rechtsberatung ist nicht berück-

sichtigt worden.  

Kurz darauf war die Regierungs-

koalition, die dieses Leitprojekt 

türkis-blauer Asylpolitik auf den 

Weg gebracht hatte, Geschichte. 

Die Agentur hingegen ist ein Fakt. 

Sie entstand mit Inkrafttreten des 

Gesetzes am 19. Juni. Sein sperri-

ger Name: „Bundesgesetz über die 

Errichtung der Bundesagentur für 

Betreuungs- und Unterstützungs-

leistungen“ (BBU).  

Erste Umsetzungsschritte muss 

nun die amtierende Regierung set-

zen – im Fall des derzeitigen Jus-

tizministers und Vizekanzlers 

Clemens Jabloner wohl gegen des-

sen noch im Mai dokumentierte 

Überzeugung. Da unterzeichnete 

der ehemalige Präsident des Ver-

waltungsgerichtshofs einen offe-

nen Brief, mit dem kritische Bür-

ger und Prominente gegen eine 

staatlich organisierte und kontrol-

lierte Flüchtlingsrechtsberatung 

protestierten. Derlei komme einer 

„Aushöhlung fundamentaler 

Menschenrechte“ gleich. 

Rechtsberatung à la Kickl 

Konkret obliegt es jetzt et
wa dem 

Justizministerium, die Verträge mit 

dem Verein Menschenrechte Ös-

terreich (VMÖ) und der aus Diako-

nie und Volkshilfe gebildeten Arge 

Rechtsberatung zu kündigen. Die-

se beraten Asylwerber derzeit in 

der Berufung vor dem Bundesver-

waltungsgericht, wobei Ex-Innen-

minister Herbert Kickl (FPÖ) vor al-

lem die Tätigkeit der Arge ablehn-

te, die die Anerkennungschancen 

der Asylwerber im Auge hat.   

Die Vertragsauflösungen wür-

den vorbereitet, sodass sie zu Jah-

resende mit zwölfmonatiger Kün-

digungsfrist in Kraft treten könn-

ten, hieß es auf Standard-An -

frage im Justizministerium. Und 

auch im Innenministerium, wo 

Asylwerber vor dem Eingang des Erstaufnahmezentrums Traiskirchen:  

Künftig obliegt dem Staat sowohl ihre Betreuung als auch ihre Beratung. 
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Alles Käse in Vorarlberg  
 

Naturschutzrat rät zu Ökologisierung durch Vielfalt in der Landwirtschaft 

Bregenz – Die Vorarlberger Land-

wirtschaft braucht eine klare Zu-

kunftsperspektive. „Das System 

Landwirtschaft krankt“, diese 

Diagnose stellt der Naturschutzrat 

Vorarlberg, ein beratendes Gre-

mium der Landesregierung. Der 

Schutz von Lebensraum, Arten, 

Boden und Klima – alles Grund -

lagen der Landwirtschaft, werde 

vernachlässigt. Die regionale 

Landwirtschaft verliere an Boden-

haftung.  
Ratsvorsitzende Gerlind Weber 

präsentierte am Montag ein Stra-

tegiepapier zur Transformation 

von Landwirtschaft und Förder-

wesen. Die Empfehlung: Bauern 

und Konsumenten sollen Lebens-

raumpartnerschaften werden.  

Übersetzt heißt das: Bauern sol-

len jene Lebensmittel erzeugen, 

die gebraucht werden, Konsu-

menten sollen für ökologischen 

Anbau und tiergerechte Haltung 

bessere Preise bezahlen. Der 

Bauer soll aus der Förderkomfort-

zone wieder ins Unternehmertum 

finden, rät Studienautorin Maria 

Anna Schneider-Moosbrugger.  

Die Landwirtschaft brauche 

eine Start-up-Kultur, die sich der 

Kreislaufwirtschaft und regiona-

len Kooperationen verschreibe. 

Das Potenzial dafür sieht sie bei 

den Jungen und Frauen. Landwir-

te müssten wieder für Mensch 

und Mitwelt brennen, „nicht aus-

brennen für den täglichen Kampf 

um die pure Existenz“. Zurück 

zum Beobachter, Forscher und 

Entwickler mit hohem Bewusst-

sein für das Mitweltgefüge müss-

ten Bauer und Bäuerin kommen, 

sagt Schneider-Moosbrugger.  

Jährlich sollen zehn Prozent des 

Landwirtschaftsbudgets, das sind 

acht Millionen Euro, in die Förde-

rung neuer landwirtschaftlicher 

Konzepte fließen. Landesregie-

rung und Bauernkammer können 

zum Strategiepapier nicht Stel-

lung nehmen, sie kennen es noch 

nicht.  

Selbstversorgung schlecht 

Aktuell wirtschaften in Vor -

arlberg 3500 Bäuerinnen und 

Bauern, nur noch ein knappes 

Drittel macht dies hauptberuflich. 

Mit einem Anteil von 15 Prozent 

Biobauern ist Vorarlberg Schluss-

licht der österreichischen Statis-

tik. Hauptzweig ist die Milchwirt-

schaft.  
Betrachtet man den Selbstver-

sorgungsgrad, wird die fehlende 

Produktvielfalt deutlich. Bei Ge-

treide beträgt der Selbstversor-

gungsgrad zwei Prozent, bei Ge-

müse sieben Prozent, auch bei 

Obst liegt man unter zehn Prozent. 

Selbst mit Fleisch – Schwein drei 

Prozent und Rind 60 Prozent – 

kann man sich nicht durch regio-

nale Produkte versorgen. Käse 

wird hingegen mit 147 Prozent im 

Überfluss produziert. 

Sorgen bereitet dem Natur-

schutzrat der Flächenverlust 

durch Bodenversiegelung. Täg-

lich gehen Flächen im Ausmaß 

von zwei Fußballfeldern verloren.  

Allein im letzten Halbjahr wur-

den rund 50 Hektar aus der Lan-

desgrünzone genommen oder zur 

Umwidmung beantragt. 13 Orga-

nisationen, darunter der Natur-

schutzrat und auch die Landwirt-

schaftskammer, fordern nun von 

der Landesregierung in einer Alli-

anz für Bodenschutz ein Morato-

rium: Eine sofortige, fünfjährige 

Nachdenkpause soll dazu dienen, 

Strategien zur Umsetzung des im 

April im Landtag beschlossenen 

Raumbilds 2030 zu entwickeln 

und die Landesgrünzone in ihrem 

Bestand zu schützen. 

Ein weiterer Landtagsbeschluss 

könnte Bodenschutz und Ökologi-

sierung der Landwirtschaft forcie-

ren. Der Landtag erklärte in seiner 

letzten Sitzung den Klimanot-

stand. Künftig sollen alle Gesetze 

und Förderungen auf Vereinbar-

keit mit dem Klimaschutz geprüft 

werden. (jub) 

 Volksanwaltschaft ortet 

mangelnde Kontrolle bei 

verhungerten Frauen 

Wien – Im Mai dieses Jahres wur-

den eine 45-jährige Frau und ihre 

18-jährigen Zwillingstöchter in 

einer Wohnung in Wien tot aufge-

funden. Laut Polizeiangaben wa-

ren die drei Frauen verhungert. Die 

Staatsanwaltschaft wartet noch auf 

ein Obduktionsgutachten. Wie es 

dazu kommen konnte, beschäftig-

te auch die Volksanwaltschaft: Die-

se untersuchte das Vorgehen des 

Jugendamts (MA 11), in dessen Be-

treuung die Familie zumindest 

zeitweise stand. Die Prüfung ist ab-

geschlossen.  

Volksanwalt Bernhard Achitz 

(SPÖ) stellt einen Missstand fest: 

„Aufgrund eindeutiger Hinweise 

auf eine schwere psychische Er-

krankung der Mutter hätte die 

Kinder- und Jugendhilfe von sich 

aus regelmäßig kontrollieren und 

mehr unterstützende Maßnah-

men ergreifen müssen.“  

In ihrem Bericht an die Behör-

de räumte die Stadt Wien selbst 

Versäumnisse ein. Zuvor hieß es 

seitens der MA 11 noch, die betei-

ligten Sozialarbeiter seien „sorg-

fältig“ vorgegangen.  

Volksanwalt Achitz fordert 

mehr Ressourcen für die aufsu-

chende Elternarbeit, speziell für 

die Zeit vor dem Eintritt in den 

Kindergarten und nach dem Ende 

der Schulpflicht. (van) 

21-Jährige starb im  
Bad an Vergiftung  

durch Kohlenmonoxid

Wien – Am Samstag ist es passiert, 

erst am Montag wurde es bekannt: 

In Wien-Landstraße erlag eine 21-

jährige Frau einer Vergiftung 

durch Kohlenmonoxid (CO). 

Grund dafür war eine offenbar 

stark verschmutzte Gastherme.  

Die Frau war beim Duschen im 

Bad bewusstlos zusammengebro-

chen. Ihre Familie brach die Tür 

auf und verständigte die Rettung. 

Reanimationsversuche blieben 

vergeblich. Vor drei Wochen starb 

auch ein 16-Jähriger in Wien-Mar-

gareten an einer CO-Vergiftung.  

Da CO geruchlos ist, bemerkt 

man eine hohe CO-Konzentration 

erst bei Anzeichen wie Kopfweh 

oder Schwindel. Ein CO-Melder 

schlägt rechtzeitig an. Geräte gibt 

es im Fachhandel in allen Preis-

klassen – auch kombiniert mit 

einem Rauchmelder. (APA, red) 

In diesem Haus starb die Frau. 

Foto: APA / Hans Klaus Techt 

Teil zwei: Wie das Asylwesen 

umstrukturiert wird
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Medien

GEZWITSCHER

kündigte der Gastronom 
Heinz Pollischansky an. 
„Ja, Rauchen ist schäd-
lich, das stimmt. Aber 
auch Arbeitslosigkeit ist 
schädlich“, warnte er – 
wie die FPÖ – vor einem 
Wirtshaussterben.

Der „Standard“ offenbart einmal 
mehr seine seherischen Fähigkei-
ten zu blauen Skandalen im Arti-
kel über das „Bundesgesetz über 
die Errichtung der Bundesagentur 

FPÖ IN DEN MEDIEN

Entsetzen in den österreichi-
schen Medien: Freiheitliche 

Politiker haben im Sinne der Me-
dienvielfalt Inserate in sogenann-
ten „rechten Medien“ geschalten.

Das Nachrichtenmagazin „pro-
fil“ berichtete in seiner aktuell er-
schienen Ausgabe, dass freiheit-
liche Minister, Mitglieder der 
oberösterreichischen Landesregie-
rung sowie der Linzer Stadtregie-
rung und die Linz AG innerhalb 
der vergangenen zweieinhalb Jah-
re Inserate in der Gesamthöhe von 
mindestens 116.000 Euro in „rech-
ten Medien“ geschaltet haben.

Böse, rechte Medien
Als „rechte Medien“ tituliert das 

„profil“ den oberösterreichischen 
„Wochenblick“, das Monatsma-

gazin „Alles Roger?“, Andreas 
Mölzers „Zur Zeit“, die Internet-
platform „unzensuriert.at“ , sowie 
„Info Direkt“.

Was „profil“ allerdings ver-
schweigt, ist dass allein die 
FPÖ-Ministerien im vergange-
nen Jahr Inserate in den Mainstre-
am-Medien in Höhe von 9 Milli-
onen Euro geschaltet haben, die 

Medienvielfalt ist nur auf der
linken Seite gefragt und gut
„profil“ deckt „Inseratenschwemme“ der FPÖ an „rechte Medien“ auf

ÖVP-Minister in Höhe von 14 Mil-
lionen Euro. Da sind die 116.000 in 
zweieinhalb Jahren gerade einmal 
„peanuts“.

 Dass auch das „profil“ in nur 
zwei Quartalen selbst mehr als 
150.000 Euro an Regierungsinse-
raten kassiert hat, das verschweigt 
das „Aufdeckermagazin“ seiner 
schwindenden Leserzahl.
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Weil es bei den Verbots-Gut-
menschen und deren Medien gut 
ankommt, ist die ÖVP umgefallen.

GEFÄLLT MIR

Das von der ÖVP nun herbeige-
führte absolute Rauchverbot wird 
diesen negativen Trend weiter 
verstärken und noch mehr Wirts-
häuser sterben lassen. 

Norbert Hofer
07.07.2019

1.743 Personen gefällt das.

Kritik an FPÖ-Inseraten: Linker Eintopf statt Medienvielfalt!

Wer es schafft die #Bundeswehr zu 
demontieren, dem trau ich auch zu, 
der #EU den Rest zu geben. Von 
daher bin ich pro #VonderLeyen

Es ist keine „Seenotrettung“, 3 Wochen 
vor Lampedusa zu dümpeln, anstatt 
die „Geretteten“ nach Tunis zu bringen 
(deutsches Migrationszentrum). Aber 
das ging ja nicht, die Migranten hatten 
ja bereits 4.000 Euro pro Person an die 
Schlepper-Mafia für die Italien-Über-
führung gezahlt!

MeineStimme
@meineStimmeDE

DocMike
@DrGuertler

04.07.19 07:16

02.07.19 06:16

Die Freude an der EU und deren 
jüngste Personalentscheidungen ist 
auch in Deutschland bereits längst 
enden wollend.

Seenot-Rettung de luxe: Die „Sea 
Watch“ brachte ihre Schützlinge 
nicht nach Libyen oder Tunis, son-
dern gleich an deren Reiseziel, Ita-
lien. Das ist dann aber Schlepperei. 

WHATSAPP
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In Reichenau, dem Burgtheater 
des Sommers, durfte man wieder 
Arthur Schnitzler sehen. Dessen be-
sondere Sphäre und Motivik kam in 
dem Drama „Der Ruf des Lebens“ 
in meisterhafter Weise zur Geltung. 
Wiewohl der Titel – wie denn auch 
selbstverständlich bei diesem Au-
tor – eigentlich irreführend ist. Ruft 
das Leben? Ruft hier nicht viel-
leicht immer wieder der Tod?

Allgegenwärtig ist jedenfalls die 
bedrückende Tragik, unentrinnbar 
und allumfassend. Marie, von ih-
rem alten kranken Vater tyrannisiert 
und zu ständiger Anwesenheit im 
Krankenzimmer verurteilt, hat mit 
ihren 27 Jahren das unbezwingbare 
Gefühl, das Leben sei an ihr bereits 

vorbeigegangen. Männer, die um 
sie warben, mussten von ihr abge-
wiesen werden, und wenn sie ihr 
auch jetzt noch den Hof machen, 
prallt das an ihr ab, zur Liebe ist sie 
nicht mehr fähig.

Da wäre der Forstadjunkt, als 
Inbegriff des strotzenden Lebens 
wunderbar dargestellt von Domi-
nik Raneburger, da wäre auch Al-
brecht, ein junger Offizier, blass, 
wie Schnitzler ihn wollte, gespielt 
von René Peckl, und da wäre vor 
allem der Hausarzt Dr. Schindler, 
unglaublich vernünftig argumen-
tierend, bravourös durch Sascha 
Oskar Weis charakterisiert. Er be-
handelt den alten bösartigen Mo-
ser, beklemmend echt verkörpert 
von Toni Slama, schon seit Jahren, 
und Marie, deren Gesichtsaus-
druck einen noch lange verfolgt, 
denn Johanna Prosl gestaltet ihre 
Mimik zwar als ständige Anklage 
gegen das Schicksal und gegen ih-

Nr. 28/29 g Donnerstag, 11. Juli 2019 Kultur/Blitzlicht

Schnitzler’scher Einklang 
von Werk und Wiedergabe
Spannung und Anteilnahme in Reichenau

Fo
to

: F
PÖ

 W
ie

n

Fo
to

: F
es

ts
pi

el
e 

Re
ic

he
na

u

ren Vater, zeigt dabei jedoch einen 
Abwechslungsreichtum, der einem 
den Atem verschlägt.

Der Arzt ist es auch, der Marie 
für ihren despotischen Vater ei-
nen Schlaftrunk  überantwortet, 
von dem er sagt, dass „in diesem 
Fläschchen der Schlaf von hundert 
Nächten“ enthalten sei. Wie selbst-
verständlich schüttet die Tochter 
den ganzen Inhalt des Fläschchens 
ins Glas des 79jährigen, zumal da 
er noch vorher überheblich gesteht, 
der einzige Überlebende des Re-
giments der „Blauen Kürassiere“ 
zu sein, die vor dreißig Jahren auf 
Grund der unangebrachten Flucht 
ihres Rittmeisters ums Leben ge-
kommen waren und damit den 
Krieg verloren hatten. Er aber war 
dieser Rittmeister.

Überall der Ruf des Todes
Jetzt sollen wiederum, in einem 

neuen Krieg, junge Soldaten der 
„Blauen Kürassiere“ in die Schlacht 
ziehen, um einem sicheren Tod ent-
gegenzugehen, damit aber in mili-
tärischer Denkweise die Schuld von 
seinerzeit zu büßen. 

Gabriele Schuchter als „Frau 
Richter“ bringt in diesen Stunden 
wunderbar ein wenig „gesunden 
Menschenverstand“ ins Spiel, was 
ihr aber nichts nützt, denn auch sie 
hat ihre eigenen Sorgen, der Ge-
sundheitszustand ihrer 19jährigen 
Tochter Katharina, die, von Alina 
Fritsch als flackerndes Irrlicht zwi-
schen jubelnder Ausgelassenheit 
und tiefer Trauer auf der Bühne 
Unruhe verbreitend, ist besorgni-
serregend.

Thomas Kamper und David Ja-
kob begraben jegliche Hoffnung 
auf irgendetwas Positives als 
Oberst und Offizier, letzterer ist 
der Geliebte der Frau des ersteren, 
und ein Schuss sorgt dafür, dass 
auch ihn, wie es bei Schnitzler an 
anderer Stelle heißt, bald der Rasen 
zudeckt.

„Der Sinn uns’res Lebens ist 
der Weg und nicht das Ziel“, sagt 
Arthur Schnitzler. „Jede Erfüllung 
zerfließt uns unter den Händen, und 
das Ziel ist keines mehr, sobald es 
erreicht wurde.“ – Er hat damit nicht 
ganz recht. Denn das Ziel Reichenau 
ist durchaus eines, das anzustreben 
sich lohnt.                    Herbert Pirker

Achtung, fertig, Money Maker, los! Die Geldschef-
fel-TV-Show „Money Maker“, ist seit 1. Juli 2019 
in ORF 2 wieder auf Sendung. Bis Sonntag, den 
25. August, bittet Moderator Alexander Rüdiger 
die Kandidaten täglich unter die Gelddusche, in 
der es einmal mehr gilt, möglichst viele der her-
umwirbelnden Geldscheine zu fangen. Die Bilanz 
der ersten Woche kann sich übrigens sehen las-
sen: Romana aus Wien gelang es in der ersten 
Sendung 8.700 Euro im Windkanal zu scheffeln. 
Getoppt wurde dieses Ergebnis vom bisherigen 
Spitzenreiter Christian aus der Steiermark, dem 
es dank Gewinn-Verdoppler-Karte gelang 11.100 
Euro zu erscheffeln. 
Der Weg in die Gelddusche: Wer auf dem „Money 
Maker“ Rubbellos drei ORF-Symbole aufrubbelt, 
dem ist der Eintritt in die Gelddusche sicher. Alle, 
die drei Lose mit je zwei ORF-Symbolen an „Mo-
ney Maker“, 1038 Wien, Postfach 50, einsenden, 
nehmen an den Ziehungen zur Ermittlung weiterer 
Kandidaten teil.

„Aloha“ heißt das neue Som-
mer-Rubbellos der Österreichi-
schen Lotterien. Der Hawaii-Look 
des Loses inklusive Hula-Mäd-
chen sorgt dabei für Südsee-Fee-
ling pur. Und mit etwas Glück 
kann das neue Rubbellos dem 
Fernweh entgegenwirken und 
damit Inselträume wahr werden 
lassen. Denn mit Hauptgewinnen 
bis zu 25.000 Euro lässt sich die 
Urlaubskasse gut füllen. Und so 
geht‘s: Einfach das Feld „Ihre 
Gewinnsymbole“ und die große 
Rubbelfläche aufrubbeln. Stimmt 
eines der beiden Gewinnsymbole 
unter der kleinen Rubbelfläche 
mit einem der sechs Symbole 
unter der großen Rubbelfläche 
überein, so hat man den darunter 
stehenden Geldbetrag 1 x gewon-
nen. „Aloha“ ist zum Preis von 2 
Euro in allen Annahmestellen 
erhältlich. 

Anzeige

Steirer erscheffelt 11.100 Euro

Aloha: Rubbellos im Hawaii-Look

Die Money Maker Gelddusche ist in die neue Saison gestartet

Mit dem neuen Rubbellos bis zu 25.000 Euro gewinnen 
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Vizebürgermeister springt 
für säumige Stadt Wien ein

Große Freude bei 
der dreijährigen Amy 
und ihrer Mutter Eva: 
Das Mädchen war in 
Floridsdorf am Franz-
Jonas-Platz in einen 
offenen Kanalschacht 
gefallen. Sie kam ins 
Spital, ihr Roller und 
ihre Tasche wurden 
vom Unfallplatz ge-
stohlen. Nun sorgte 
FPÖ-Vizebürgermeister 
Dominik Nepp für Hil-
fe: „Es ist ein Skandal, 
dass sich die Stadt Wien 
bisher nicht bei der 
Mutter des verunfallten 
Mädchens gemeldet 
hat. Ich stelle der Mut-
ter rechtliche Beratung 
zur Verfügung und 
dem kleinen Mädchen 
als Wiedergutmachung 
einen neuen Rucksack 
und Roller.“
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Die Koalition aus ÖVP und FPÖ von Dezember 2017 bis Mai 2019 gilt als die dritte Regierungsbeteiligung
der FPÖ in der Geschichte der Zweiten Republik. In dieser Regierungsperiode stellte die FPÖ sechs Minister
und einen Staatssekretär. Angesichts der Nationalratswahl 2019 sollen die wichtigsten Projekte unter
blauer Regierungsverantwortung in den nächsten Wochen beleuchtet werden.

Bundesministerium für Inneres
Rückgang von Asylanträgen: Die Zahl der Asylan-
träge ging weiter zurück – und zwar von 24.735 im
Jahr 2017 auf 13.400. Zum Vergleich: 2015 waren es
88.340 Ansuchen. Die Verfahrensdauer sank auf
sechs Monate und die Zahl der Außerlandesbringun-
gen wurde gesteigert. Die Bilanz für das Jahr 2018
verzeichnete zudem einen Abbau des Antragsruck-
sackes. Es wurden etwa 95 Prozent der Anträge seit
2015 erledigt.

Mehr Grenzkontrollen: Angesichts der hohen Zah-
len illegaler Migranten verkündete FPÖ-Innenminis-
ter Herbert Kickl im April 2019, dass die
Grenzkontrollen zu Ungarn und Slowenien zumin-
dest bis November 2019 beibehalten würden. Außer-
dem wurde eine neue Grenzschutzeinheit namens
„PUMA“ aufgestellt.

„Größtes Sicherheitsbudget in der Zweiten 
Republik": Gemeint ist damit eine deutliche Auf-
stockung der Planstellen sowie eine Verbesse-
rung der Ausrüstung der Polizei, wobei die
zusätzlichen Beamten etwa zur Abdeckung
von temporären Personallücken, für die
Grenzraumüberwachung sowie zur Be-
kämpfung von Cyberkriminalität einge-
setzt werden. 

Konkret standen für den Bereich Inne-
res im Jahr 2018, ohne den nunmehr ge-
trennt dargestellten Bereich Asyl und
Migration, Budgetmittel in der Höhe von
2,84 Milliarden Euro zur Verfügung. Das
sind um 122,4 Millionen Euro mehr als die
Mittel, die 2017 aufgewendet wurden.

Politische Bildung aktuell
Partei Regierung Parlament Publikationen Seminare Veranstaltungen4

FBI: Im Auftrag der staatsbürgerlichen Bildungsarbeit.
Mit Herbert Kickl stellte die FPÖ erstmals seit 1945 den Innenminister in einer Bundesregierung.

Herbert Kickl
war von 2017 

bis 2019 
Bundesminister 

für Inneres
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Aus Verantwortung 
für Österreich

Norbert Hofer

Mehr
denn je


